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Gesetz zur Einfiihrung einer staatlichen Universititsmedizin im Land Brandenburg
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Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Gesetz zur Errichtung und Betrieb der Medizinischen Universitiit in der Lausitz

(Brandenburgisches Universititsmedizingesetz — BbgUniMedG)
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§1

Errichtung, Geltungsbereich, Verordnungsermichtigung

(1) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes errichtet das Land Brandenburg mit Sitz in Cottbus/Chosebuz eine rechtsfahige
Korperschaft des 6ffentlichen Rechts als Medizinische Universitét mit rechtlicher und organisatorischer Integration des
Universitétsklinikums (Medizinische Universitdt). Die Korperschaft des 6ffentlichen Rechts legt in der Grundlagensat-
zung ihren Namen fest. Bis zu diesem Zeitpunkt fiihrt sie die Bezeichnung ,,Medizinische Universitdt Lausitz — Carl
Thiem“. Bei der Beschlussfassung iiber die Namensgebung innerhalb der Korperschaft bedarf es der Zustimmung des
Wissenschaftssenats.

(2) Dieses Gesetz gilt fiir die Medizinische Universitit. Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, finden auf die
Medizinische Universitét die fiir die staatlichen Universititen geltenden Regelungen des Brandenburgischen Hoch-
schulgesetzes vom 9. April 2024 (GVBI. I Nr. 12), das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juni 2024 (GVBI. I Nr. 30
S. 32) gedndert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung entsprechende Anwendung.

(3) Die Medizinische Universitit tritt zum 1. Juli 2024 in die Rechte und Pflichten der Carl-Thiem-Klinikum Cottbus
gGmbH ein. Dazu geht der Betrieb der Carl-Thiem-Klinikum Cottbus gGmbH zum 1. Juli 2024 auf die Medizinische
Universitét iiber, soweit nicht in der Anlage 1 zu diesem Gesetz etwas anderes bestimmt wird. Dariiber hinaus wird das
fiir die Hochschulen zustindige Mitglied der Landesregierung erméchtigt, im Einvernehmen mit dem fiir Finanzen
zustindigen Mitglied der Landesregierung Abweichendes {iber den Umfang des Ubergangs des Betriebs der Carl-
Thiem-Klinikum Cottbus gGmbH durch Rechtsverordnung zu regeln. In der Rechtsverordnung nach Satz 3 kann die
weitere Regelung durch 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung zugelassen werden. Das Betriebsvermdgen wird, unter Be-
rlicksichtigung der in der Anlage 1 zu diesem Gesetz oder durch die Rechtsverordnung nach Satz 3 getroffenen Rege-
lungen, mit den Buchwerten der von einem 6ffentlich bestellten Abschlusspriifer mit uneingeschréanktem Bestétigungs-
vermerk versehenen Schlussbilanz zum 30. Juni 2024 von der Medizinischen Universitét iibernommen. Die Rechts-
nachfolge nach Satz 1 ist kein Tatbestand, der zur Riickforderung von gewihrten Fordermitteln fiihrt.

(4) Mit Errichtung der Medizinischen Universitdt werden die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Auszu-
bildenden der Carl-Thiem-Klinikum Cottbus gGmbH Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Auszubildende der
Medizinischen Universitét. Diese tritt in die Rechte und Pflichten aus den bestehenden Arbeits- und Ausbildungsver-
héltnissen ein. Dies umfasst insbesondere die Beschiftigungszeiten, die Stufenzuordnung und die Stufenlaufzeiten so-
wie die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes fortbestehenden Besitzstinde. Den Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern sowie Auszubildenden wird ein Widerspruchsrecht entsprechend § 613a Absatz 5 und 6 des Biirgerlichen
Gesetzbuchs gewihrt. Betriebsbedingte Kiindigungen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern aus Anlass der Er-
richtung der Medizinischen Universitét sind ausgeschlossen. Dies gilt nicht fiir Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,
die einer Uberleitung auf die Medizinische Universitit widersprechen.

(5) Die im Zeitpunkt der Errichtung fiir die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Auszubildenden geltenden
Tarifvertrige gelten in der an diesem Tage geltenden Fassung fort, solange und soweit die Medizinische Universitt
keine eigenen Tarifvertrdge abgeschlossen hat. Die Rechte der Tarifvertragsparteien, abweichende Regelungen zu tref-
fen, bleiben unberiihrt.

(6) Der im Zeitpunkt der Errichtung amtierende Betriebsrat der Carl-Thiem-Klinikum Cottbus gGmbH nimmt iiber-
gangsweise die Aufgaben und Befugnisse des bei der Medizinischen Universitét nach den allgemeinen Vorschriften zu
bildenden Personalrats nach dem Landespersonalvertretungsgesetz vom 14. Mai 2024 (GVBL. I Nr. 18), das zuletzt
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21. Juni 2024 (GVBL. I Nr. 30 S. 32) gedndert worden ist, in der jeweils geltenden
Fassung wahr. Im Rahmen des Ubergangsmandats hat er insbesondere die Aufgabe, den Wahlvorstand zur Einleitung
der Personalratswahl zu bestellen. Das Ubergangsmandat endet mit der Konstituierung des neu gew#hlten Personalrats,
spétestens jedoch nach Ablauf von zwolf Monaten. Die Sétze 1 bis 3 gelten entsprechend fiir den Personalrat fiir das
wissenschaftliche Personal und den Gesamtpersonalrat.

(7) Die bei der Carl-Thiem-Klinikum Cottbus gGmbH bestehenden Betriebs- und Konzernbetriebsvereinbarungen
gelten als Dienstvereinbarungen der Medizinischen Universitét fort, solange und soweit sie nicht durch neue Dienstver-
einbarungen ersetzt werden.

(8) Ist einer bei einer Tochtergesellschaft der Carl-Thiem-Klinikum Cottbus gGmbH beschéftigten Arbeitnehmerin
oder einem Arbeitnehmer ein Riickkehrrecht zur Carl-Thiem-Klinikum Cottbus gGmbH eingerdumt, erlischt dieses
Recht mit der Errichtung der Medizinischen Universitit. An dessen Stelle tritt das Recht, eine der vormals bei der Carl-
Thiem-Klinikum Cottbus gGmbH ausgeiibten Tatigkeit entsprechende Tétigkeit oder eine vergleichbare Tétigkeit bei
der Medizinischen Universitdt wahrzunehmen.
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(9) Fiir die aus Anlass der Errichtung der Medizinischen Universitit erforderlichen Geschéfte und Handlungen ein-
schlieBlich der erforderlichen Eintragungen und Berichtigungen in den 6ffentlichen Biichern und Registern werden
Abgaben und Gebiihren des Landes sowie seiner Aufsicht unterstehender juristischer Personen des 6ffentlichen Rechts
nicht erhoben. Entsprechendes gilt fiir Steuern, soweit dem Land das Recht zur Gesetzgebung hieriiber zusteht.

(10) Die Medizinische Universitét ist verpflichtet, der Zusatzversorgungskasse des Kommunalen Versorgungsver-
bands Brandenburg oder, sofern ein Beitritt nicht zustande kommt, einer anderen Zusatzversorgungskasse des dffent-
lichen Diensts beizutreten.

§2

Aufgaben, Verordnungsermichtigung

(1) Die Medizinische Universitdt nimmt neben Aufgaben in Forschung, Lehre und Krankenversorgung zugleich sys-
temrelevante Koordinierungs- und Innovationsaufgaben an der Schnittstelle von Wissenschafts- und Gesundheitssys-
tem (System- und Zukunftsaufgaben) wahr. Die Forschungsschwerpunkte der Medizinischen Universitdt sind die Ge-
sundheitssystemforschung und die Digitalisierung des Gesundheitswesens.

(2) Die Medizinische Universitdt nimmt eine koordinierende und unterstiitzende Funktion fiir die gesundheitliche
und pflegerische Versorgung in der Modellregion Gesundheit Lausitz ein. Die Medizinische Universitét bildet als Kern
eines Forschungs-, Lehr- und Versorgungsnetzwerks in der Modellregion Gesundheit Lausitz mit dem Forschungs-,
Lehr- und Versorgungsnetzwerk zusammen das Innovationszentrum Universititsmedizin Cottbus (IUC). Die Medizi-
nische Universitét fordert in der Modellregion Gesundheit Lausitz und dariiber hinaus den Transfer neuer Versorgungs-
konzepte und -innovationen in die Politik und die Selbstverwaltung des Gesundheitswesens.

(3) Das Néhere zu den Aufgaben der Medizinischen Universitét, insbesondere in der Modellregion Gesundheit Lau-
sitz, kann das fiir Hochschulen zustidndige Mitglied der Landesregierung durch Rechtsverordnung regeln. Soweit Na-
heres zu den Aufgaben mit Bezug zur Krankenversorgung oder in der Modellregion Gesundheit Lausitz geregelt wird,
ist zum Erlass der Rechtsverordnung das Einvernehmen mit dem fiir Gesundheit zustdndigen Mitglied der Landesre-
gierung erforderlich.

(4) Zu den Aufgaben der Medizinischen Universitit in der Krankenversorgung nach Absatz 1 zahlt insbesondere die
offentliche Gesundheitsversorgung unter Freistellung der Stadt Cottbus/Chdsebuz von deren Sicherstellungsauftrag
nach § 1 des Brandenburgischen Krankenhausentwicklungsgesetzes vom 8. Juli 2009 (GVBI. I S. 310), das zuletzt
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 21. Juni 2024 (GVBI. I Nr. 30 S. 33) geéndert worden ist. Die Krankenversorgung
dient der Erfiillung der Aufgaben in Forschung, Lehre sowie System- und Zukunftsaufgaben. Die Medizinische Uni-
versitdt stellt sicher, dass die durch Artikel 5 Absatz 3 Satz 1 des Grundgesetzes und durch Artikel 31 Absatz 1 der
Verfassung des Landes Brandenburg verbiirgten Grundrechte gewéhrleistet werden.

(5) Die Medizinische Universitit fordert Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in frithen Karrierephasen und
beteiligt sich an der Fort- und Weiterbildung von Arztinnen und Arzten sowie an der interprofessionellen Aus- und
Weiterbildung von Fachpersonal im Gesundheitswesen einschlieSlich der Pflege. Die regelméBige Bewertung nach § 3
Absatz 5 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes erstreckt sich auch auf die Arbeit bei der Aus-, Fort- und Weiter-
bildung des Personals.

(6) Die Medizinische Universitét ist Bauherrin.

(7) Die Medizinische Universitét kann weitere Aufgaben wahrnehmen, soweit diese mit ihren Aufgaben im Zusam-
menhang stehen und die Finanzierung sichergestellt ist.

(8) § 3 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes bleibt im Ubrigen unberiihrt. Dabei findet § 3 Absatz 4 des Bran-
denburgischen Hochschulgesetzes mit der Malgabe Anwendung, dass der von der Medizinischen Universitdt zu erstel-
lende Struktur- und Entwicklungsplan die spezifischen Aufgaben einer Universitdtsmedizin und ihre besondere Rolle
im IUC berticksichtigt.

§3

Kooperationen

(1)  Zur Erfiillung ihrer Aufgaben kann die Medizinische Universitit mit anderen Hochschulen, Forschungseinrich-
tungen und besonders qualifizierten Einrichtungen der gesundheitlichen und pflegerischen Versorgung zusammenar-
beiten.
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(2) Die Medizinische Universitét schlieft mit der Brandenburgischen Technischen Universitdt Cottbus-Senftenberg
eine offentlich-rechtliche Kooperationsvereinbarung, in der das Nahere iiber das Zusammenwirken, insbesondere in
zentralen Dienstleistungsangeboten und durch die gemeinsame und untereinander abgestimmte Durchfithrung von For-
schung, Lehre und Transfer, geregelt wird.

(3) Die Medizinische Universitit schlieft mit der fiir Rechtsmedizin zusténdigen Einrichtung im Land Brandenburg
oder ihrer Trégerin oder ihrem Tréger eine 6ffentlich-rechtliche Kooperationsvereinbarung, in der das Nahere iiber das
Zusammenwirken geregelt wird.

(4) Die Medizinische Universitit macht die Ergebnisse 6ffentlich finanzierter Forschung und Ergebnisse, die unter
Nutzung 6ffentlich finanzierter Ressourcen entstanden sind, grundsétzlich allgemein zugénglich, sofern dem keine be-
rechtigten Interessen Dritter entgegenstehen.

§4
Rechtsstellung, staatliche Aufsicht

(1) Die Medizinische Universitdt hat das Recht der Selbstverwaltung im Rahmen der Gesetze und regelt ihre Ange-
legenheiten durch Satzungen nach § 33.

(2) Die Medizinische Universitit nimmt die ihr obliegenden Aufgaben als Selbstverwaltungsangelegenheiten wahr.
Die Medizinische Universitit kann einzelne der ihr {ibertragenen Aufgaben auch in einer Rechtsform des privaten
Rechtes wahrnehmen. Sie kann sich zur Erfiillung ihrer Aufgaben Dritter bedienen, sich an Unternehmen beteiligen
und Unternehmen griinden. Einzahlungsverpflichtungen der Medizinischen Universitdt miissen auf einen bestimmten
Betrag begrenzt sein. Die Medizinische Universitdt muss einen angemessenen Einfluss, insbesondere im Aufsichtsrat
oder in einem entsprechenden Uberwachungsorgan des anderen Unternehmens erhalten. Durch Vereinbarung ist si-
cherzustellen, dass dem Landesrechnungshof die sich aus § 111 der Landeshaushaltsordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 21. April 1999 (GVBI.1S. 106), die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 5. Juni 2019 (GVBI. I
Nr. 20) gedndert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung ergebenden Priifungsrechte eingerdumt werden.

(3) Die Medizinische Universitit untersteht der Rechtsaufsicht der fiir die Hochschulen zusténdigen obersten Lan-
desbehorde.

(4) Die Medizinische Universitit ist bei der Durchfiihrung von Bundesgesetzen, die das Land nach Artikel 85 des
Grundgesetzes im Auftrag des Bundes ausfiihrt, an die Weisung der fiir die Hochschulen zusténdigen obersten Landes-
behorde gebunden. Absatz 3 und § 11 Absatz 3 des Landesorganisationsgesetzes vom 24. Mai 2004 (GVBI. I S. 186),
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 30. Juni 2022 (GVBI. I Nr. 18 S. 5) gedndert worden ist, gelten entspre-
chend.

§5
Gleichstellung der Geschlechter

Die Medizinische Universitit erstellt ein Gleichstellungskonzept, das den Abbau von Unterreprasentanz von Frauen
zum Gegenstand hat. Unterrepréisentanz liegt dann vor, wenn in Besoldungs- oder Entgeltgruppen sowie Funktionen
mit Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben weniger Frauen als Ménner beschéftigt sind. Der Inhalt des Gleichstellungs-
konzepts soll sich an § 6 des Landesgleichstellungsgesetzes vom 4. Juli 1994 (GVBI. I S. 254), das zuletzt durch Arti-
kel 6 des Gesetzes vom 5. Mérz 2024 (GVBI. I Nr. 10 S. 79) gedndert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung
orientieren. Das Gleichstellungskonzept ist einvernehmlich von dem Vorstand und der Gleichstellungsbeauftragten der
Medizinischen Universitét zu erstellen. Soweit das Gleichstellungskonzept Forschung und Lehre beriihrt, ist zusdtzlich
das Einvernehmen mit dem Wissenschaftssenat herzustellen.

§6
Hochschulklinikplanung

(1) Die Medizinische Universitdt weist in ihrer Hochschulklinikplanung die fiir die Erfiillung ihrer Aufgaben in For-
schung, Lehre sowie System- und Zukunftsaufgaben erforderlichen Bedarfe in der Krankenversorgung und deren De-
ckung durch die Medizinische Universitdt aus. Die Hochschulklinikplanung umfasst auch die mit der Medizinischen
Universitédt verbundenen Schulen fiir Gesundheitsberufe.
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(2) Die Hochschulklinikplanung wird durch den Vorstand aufgestellt und bedarf der Genehmigung durch den Auf-
sichtsrat. Der Vorstand ist verpflichtet, die fiir die Hochschulen und die fiir Gesundheit zusténdigen obersten Landes-
behorden in die Aufstellung der Hochschulklinikplanung einzubeziehen. Die Einbeziehung erstreckt sich insbesondere
auf die Beriicksichtigung der Belange von Forschung, Lehre und System- und Zukunftsaufgaben sowie der Versor-
gungsbedarfe und die Abstimmung der Hochschulklinikplanung mit der Krankenhausplanung. Der Vorstand legt der
fiir die Hochschulen und der fiir Gesundheit zustéindigen obersten Landesbehdrden die aufgestellte Hochschulklinik-
planung mit der Gelegenheit zur Stellungnahme vor. Die aufgestellte Hochschulklinikplanung ist dem Aufsichtsrat
zusammen mit den Stellungnahmen zuzuleiten.

(3) Die fiir die Hochschulen zustéindige oberste Landesbehorde stellt die durch den Aufsichtsrat genehmigte Hoch-
schulklinikplanung durch schriftlichen Bescheid fest (Feststellungsbescheid). Der Feststellungsbescheid legt den Ver-
sorgungsauftrag der Medizinischen Universitét fest. Bis zum erstmaligen Erlass des Feststellungsbescheids nach Satz 1
gilt der Feststellungsbescheid nach § 14 Absatz 1 des Brandenburgischen Krankenhausentwicklungsgesetzes in der
jeweils geltenden Fassung fort.

§7

Verarbeitung von Patientendaten, Datenschutz bei Forschungsvorhaben, Verordnungserméchtigung

(1) Ergénzend zu der Verordnung (EU) 2016/679 des Europidischen Parlaments und des Rates von 27. April 2016
zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABIL. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom
22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2, L 74 vom 4.3.2021, S. 35) gelten fiir die Verarbeitung von Patientenda-
ten im Sinne des § 27 Absatz 2 des Brandenburgischen Krankenhausentwicklungsgesetzes durch die Medizinische
Universitét die Vorschriften der §§ 27 bis 30 und 33 des Brandenburgischen Krankenhausentwicklungsgesetzes ent-
sprechend. Hierbei gilt § 33 Absatz 1 Satz 1 des Brandenburgischen Krankenhausentwicklungsgesetzes mit der Maf3-
gabe, dass an die Stelle des fiir das Gesundheitswesen zustdndigen Ministeriums die fiir die Hochschulen zustindige
oberste Landesbehorde tritt.

(2) Die Medizinische Universitit darf personenbezogene Daten, einschlieflich Daten im Sinne von Artikel 9 Ab-
satz 1 der Datenschutz-Grundverordnung, auch ohne Einwilligung fiir wissenschaftliche Forschungszwecke verarbei-
ten, wenn die Verarbeitung zur Erreichung des Forschungszwecks erforderlich ist und

1. es nicht zumutbar ist, die Einwilligung einzuholen, und schutzwiirdige Belange der betroffenen Person nicht
beeintrichtigt werden,

2. das offentliche Interesse an der Durchfithrung des Forschungsvorhabens die schutzwiirdigen Belange der be-
troffenen Person liberwiegt oder

3. diese vor ihrer weiteren Verarbeitung auf Grundlage dieser Bestimmung anonymisiert wurden.
Weitergehende gesetzliche Verarbeitungsbefugnisse bleiben unberiihrt.

(3) Inden Fillen des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 1 und 2 sind die personenbezogenen Daten zu pseudonymisieren.
Sobald und soweit dies nach dem Forschungszweck méglich ist, sind die Daten zu anonymisieren. Die Medizinische
Universitit gewéhrleistet durch angemessene und spezifische Maflnahmen im Sinne des § 24 des Brandenburgischen
Datenschutzgesetzes vom 8. Mai 2018 (GVBI. I Nr. 7), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 5. Mérz 2024
(GVBL I Nr. 9 S. 9) geéndert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, dass die Grundrechte und Interessen der
betroffenen Personen gewahrt werden.

(4) Die Medizinische Universitét darf personenbezogene Daten, einschlieflich Daten im Sinne von Artikel 9 Ab-
satz 1 der Datenschutz-Grundverordnung, fiir wissenschaftliche Forschungszwecke unter den Voraussetzungen des
Absatzes 2 Satz 1 auch an Dritte libermitteln, wenn diese sich verpflichten, die Daten nicht fiir andere Zwecke zu
verarbeiten und die Bestimmungen des Absatzes 3 Satz 2 einzuhalten. In den Féllen des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 1
und 2 sind die Daten vor der Ubermittlung zu pseudonymisieren. Sofern der Forschungszweck nicht mit pseudonymi-
sierten Daten erreicht werden kann, ist die Weitergabe unmittelbar identifizierender Daten zum Schutz der Grundrechte
und Interessen der betroffenen Person nur zuléssig, wenn die betroffene Person hierzu ihre ausdriickliche Einwilligung
erteilt hat.
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(5) In den Féllen der Absitze 2 und 4 sind die Rechte der betroffenen Personen auf Auskunft nach Artikel 15 der
Datenschutz-Grundverordnung, auf Berichtigung nach Artikel 16 der Datenschutz-Grundverordnung, auf Einschrén-
kung der Verarbeitung nach Artikel 18 der Datenschutz-Grundverordnung und auf Widerspruch nach Artikel 21 der
Datenschutz-Grundverordnung insoweit beschrinkt, als durch ihre Wahrnehmung die Verwirklichung der wissen-
schaftlichen Forschungszwecke unmdéglich gemacht oder ernsthaft beeintrachtigt wird oder die Inanspruchnahme oder
Gewihrung dieser Rechte unmdglich ist oder einen unverhaltnisméfBigen Aufwand erfordern wiirde.

(6) Das fiir die Hochschulen zustdndige Mitglied der Landesregierung kann im Benehmen mit der oder dem Landes-
beauftragten fiir den Datenschutz und fiir das Recht auf Akteneinsicht sowie im Einvernehmen mit dem fiir Gesundheit
zustandigen Mitglied der Landesregierung durch Rechtsverordnung weitergehende Regelungen zur Datenverarbeitung
der Medizinischen Universitit treffen, soweit dies fiir die Erfiillung der ihr obliegenden Aufgaben nach § 2, insbeson-
dere zur Wahrnehmung ihrer Funktion in der Modellregion Gesundheit Lausitz, erforderlich ist. In der Rechtsverord-
nung konnen insbesondere spezifische Rechtsgrundlagen fiir die Verarbeitung von personenbezogenen Daten, ein-
schlieBlich Daten im Sinne von Artikel 9 Absatz 1 der Datenschutz-Grundverordnung, vorgesehen sowie unter Wah-
rung der Grundrechte und Interessen der betroffenen Personen das Nahere der Datenverarbeitung geregelt werden.

§8

Finanzierung, Zustindigkeit, Gewihrtrigerschaft, Auflésung, Verordnungsermichtigungen

(1) Die Medizinische Universitdt verfolgt in der Krankenversorgung ausschlielich und unmittelbar gemeinniitzige
Zwecke im Sinne des § 52 der Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002 (BGBI. 1
S. 3866; 2003 I S. 61), die zuletzt durch Artikel 14 des Gesetzes vom 27. Mérz 2024 (BGBI. 2024 I Nr. 108) geédndert
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung. Durch Satzung ist vorzusehen, dass die Medizinische Universitét in der
Krankenversorgung ausschlieBlich und unmittelbar gemeinniitzige Zwecke im Sinne der Abgabenordnung verfolgt.
Der Medizinischen Universitit wird die Satzung in Anlage 2 zu diesem Gesetz als erste Satzung nach Satz 2 gegeben.

(2) Die Medizinische Universitit deckt ihre Aufwendungen in der Krankenversorgung durch Entgelte und sonstige
Ertrdge aus der Krankenversorgung.

(3) Das Land stellt der Medizinischen Universitit fiir die 6ffentlichen Aufgaben in Forschung und Lehre und sonstige
nicht voll vergiitete betriebsnotwendige Kosten Mittel nach Maflgabe des Landeshaushalts auf der Grundlage des Wirt-
schaftsplans zur Verfligung. Als Nachweis der Verwendung dieser Mittel dient der testierte und vom Aufsichtsrat zu
genehmigende Jahresabschluss.

(4) Das Land stellt der Medizinischen Universitit fiir die Beihilfeleistungen nach § 62 des Landesbeamtengesetzes
vom 3. April 2009 (GVBL. I S. 26), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 21. Juni 2024 (GVBI. I Nr. 29 S. 9)
gedndert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung sowie die sonstigen Leistungen nach dem Landesbeamtengesetz
Mittel nach Maf3gabe des Landeshaushalts auf der Grundlage des Wirtschaftsplans zur Verfiigung.

(5) Das Land stellt der Medizinischen Universitit weiter Mittel fiir

1. die Versorgungsleistungen nach § 4 des Brandenburgischen Beamtenversorgungsgesetzes vom 20. Novem-
ber 2013 (GVBL. I Nr. 32 S. 77), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 21. Juni 2024 (GVBI. I Nr. 29
S. 8) gedindert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung,

2. die erforderlichen Zufiihrungen an das Sondervermodgen Versorgungsfonds des Landes Brandenburg,

3.  die Abfindungszahlungen nach dem Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrag vom 26. Januar 2010 (GVBI. 1
Nr. 27; 2011 I Nr. 5) oder nach § 83 des Brandenburgischen Beamtenversorgungsgesetzes und

4.  die Beitrdge zur Nachversicherung nach § 8 und §§ 181 bis 186a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch — Ge-
setzliche Rentenversicherung — in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 2002 (BGBI. I S. 754,
1404, 3384), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27. Mirz 2024 (BGBI. 2024 I Nr. 107) geéndert wor-
den ist, in der jeweils geltenden Fassung

nach Maf3gabe des Landeshaushalts auf der Grundlage des Wirtschaftsplans zur Verfligung. Ist die Medizinische Uni-
versitdt Empfangerin von Abfindungszahlungen nach Satz 1 Nummer 3, leitet sie diese ungeschmalert und unverziig-
lich an das Land weiter.
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(6) Das fiir die Hochschulen zustéindige Mitglied der Landesregierung wird erméchtigt, im Einvernehmen mit dem
fiir Finanzen zusténdigen Mitglied der Landesregierung durch Rechtsverordnung

1. die Pensionsbehoérde im Sinne des § 3 Absatz 1 Satz 1 des Brandenburgischen Beamtenversorgungsgesetzes fiir
die Versorgungsberechtigten der Medizinischen Universitét zu bestimmen,

2. die nach dem Brandenburgischen Beamtenversorgungsgesetz den obersten Dienstbehérden zugewiesenen Be-
fugnisse auf eine andere 6ffentliche Stelle zu iibertragen,

3. die Berechnung, Festsetzung und Zahlbarmachung der Beamtenbesoldung, der Beihilfe und der sonstigen Leis-
tungen nach dem Landesbeamtengesetz auf eine andere 6ffentliche Stelle zu {ibertragen sowie

4.  die Zusténdigkeit der Medizinischen Universitdt zum Erlass von Widerspruchsbescheiden und zur Vertretung der
Medizinischen Universitdt vor den Gerichten der Verwaltungsgerichtsbarkeit in beamtenrechtlichen Angelegen-
heiten auf eine andere offentliche Stelle zu iibertragen.

In der Rechtsverordnung kann die Zusténdigkeit der Pensionsbehorde fiir weitere Angelegenheiten der Versorgung und
der Nachversicherung bestimmt werden.

(7) Das Land stellt der Medizinischen Universitit fiir Investitionen im Bereich Forschung und Lehre sowie im Be-
reich Krankenversorgung Mittel nach Ma3gabe des Landeshaushalts auf der Grundlage des Wirtschaftsplans zur Ver-
fligung. Als Nachweis der Verwendung dieser Mittel dient der testierte und vom Aufsichtsrat zu genehmigende Jah-
resabschluss. Abweichend von Satz 1 werden die Mittel fiir Investitionen im Bereich Krankenversorgung bis zum
31. Dezember 2024 ausschlieBlich nach den Vorschriften des Abschnitts 3 sowie § 35 Absatz 2 Satz 2 des Branden-
burgischen Krankenhausentwicklungsgesetzes zur Verfiigung gestellt.

(8) Die Mittel im Sinne der Absétze 3 bis 7 werden in Form von Zuschiissen bereitgestellt. Die haushaltsrechtliche
Behandlung dieser Zuschiisse und des Koérperschaftsvermdgens richtet sich ausschlieSlich nach diesem Gesetz und den
aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften. Die Zuschiisse nach Satz 1 fallen mit ihrer Zufiihrung in das Kor-
perschaftsvermogen der Medizinischen Universitét. § 9 Absatz 2 ist zu beachten. Die Zahlung des Landeszuschusses
erfolgt auf Anforderung der Medizinischen Universitdt in Hohe des tatséchlichen kassenméfigen Bedarfs iiber ein
Konto der Medizinischen Universitdt. Zum 30. November nicht angeforderte Mittel sind bis Ende des Haushaltsjahres
an die Medizinische Universitdt auszuzahlen und stehen ihr zur Erfiillung ihrer Aufgaben {iberjdhrig zur Verfiigung.

(9) Die Medizinische Universitét hat die Anspriiche ihrer Beschéftigten auf Zahlung der Verglitung vorrangig zu
befriedigen.

(10) Konnen bestehende Zahlungsverpflichtungen voriibergehend nicht aus laufenden Einnahmen gedeckt werden,
darf die Medizinische Universitét Betriebsmittelkredite aufnehmen. Diese diirfen ein Zehntel der im Wirtschaftsplan
veranschlagten Ertrage nicht iiberschreiten und nicht spéter als sechs Monate nach Ablauf des Geschiftsjahres, fiir das
sie aufgenommen wurden, fallig werden. Die fiir die Hochschulen zusténdige oberste Landesbehdrde kann im Einver-
nehmen mit der fiir Finanzen zustdndigen obersten Landesbehdrde eine hohere Kreditaufnahme zulassen.

(11) Dariiber hinaus kénnen zur Finanzierung von Investitionen Kredite aufgenommen werden, fiir deren Riickzah-
lung lédngstens der Zeitraum der technischen Nutzungsdauer, maximal ein Zeitraum von 30 Jahren, vorzusehen ist.

(12) Die Summe aller Kredite darf 50 Prozent des im jeweils jiingsten testierten Jahresabschluss ausgewiesenen Ei-
genkapitals zuziiglich der Sonderposten aus Zuschiissen zur Finanzierung des Sachanlagevermdgens nicht {iberschrei-
ten. Die kreditdre Finanzierung von Forschung und Lehre ist unzuléssig.

(13) Wenn und soweit die Befriedigung aus dem Vermdgen der Medizinischen Universitét nicht zu erlangen ist, haftet
das Land Brandenburg als Gewéhrtriger fiir die Verbindlichkeiten der Medizinischen Universitét unbeschriankt (Ge-
wihrtrigerschaft).

(14) Bei Auflosung der Medizinischen Universitit fallt ihr Vermdgen an das Land Brandenburg, soweit es nicht im
Rahmen der Ausstattung der Stadt Cottbus/Chosebuz zur Erfiillung der ihr obliegenden kommunalen Aufgaben in der
Krankenversorgung an sie zu {ibertragen ist. Das Néhere kann die Landesregierung durch Rechtsverordnung regeln. In
der Rechtsverordnung nach Satz 2 kann die weitere Regelung durch offentlich-rechtliche Vereinbarung zugelassen
werden.
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§9

Wirtschaftsfiihrung, Rechnungswesen

(1) Wirtschaftsfithrung und Rechnungswesen der Medizinischen Universitdt richten sich nach kaufménnischen
Grundsétzen. Die Landeshaushaltsordnung findet keine Anwendung, mit Ausnahme der §§ 7, 48, 49 und 55, die ent-
sprechende Anwendung finden. Fiir die Einwilligungen in § 48 der Landeshaushaltsordnung ist die fiir die Hochschulen
zustiandige oberste Landesbehorde zustindig. Die Wirtschaftsfithrung der Medizinischen Universitit unterliegt der Prii-
fung durch den Landesrechnungshof nach § 111 der Landeshaushaltsordnung.

(2) Die Mittel fiir Forschung und Lehre, einschlieBlich Drittmittel, einerseits sowie die Mittel fiir Krankenversorgung
andererseits sind gesondert zu bewirtschaften. Ein Verlustausgleich oder die Ubertragung von Uberschiissen zwischen
den Wirtschaftskreisen ist ausgeschlossen.

(3) Geschiéftsjahr ist das Kalenderjahr. Grundlage fiir die Wirtschaftsfithrung ist der Wirtschaftsplan. Fiir jedes Ge-
schéftsjahr ist vor dessen Beginn ein Wirtschaftsplan, bestehend aus getrennten Finanz- und Erfolgspldnen fiir For-
schung und Lehre einerseits und Krankenversorgung andererseits, aufzustellen. Der Wirtschaftsplan ist im laufenden
Geschiiftsjahr bei wesentlichen Anderungen anzupassen. Dem Wirtschaftsplan ist ein Ausblick auf die Unternehmens-
planung fiir die ndchsten fiinf Jahre anzufligen. Das Niahere regelt die Grundlagensatzung.

(4) Inden ersten drei Monaten des Geschiftsjahres sind der Jahresabschluss und der Lagebericht fiir das vergangene
Geschéftsjahr in entsprechender Anwendung der fiir grofle Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften des Dritten
Buchs des Handelsgesetzbuchs sowie des Einflihrungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch unter Beriicksichtigung der
besonderen Vorschriften der fiir die Buchfiihrung von Krankenhdusern geltenden Bundesgesetze und der dazu erlasse-
nen Rechtsverordnung aufzustellen und der Abschlusspriiferin oder dem Abschlusspriifer zur Priifung vorzulegen. Die
Priifung erfolgt auch nach den fiir die Beteiligung der 6ffentlichen Hand geltenden besonderen Priifungsbestimmungen
des § 53 des Haushaltsgrundsitzegesetzes vom 19. August 1969 (BGBI. I S. 1273), das zuletzt durch Artikel 10 des
Gesetzes vom 14. August 2017 (BGBL. I S. 3122) geéndert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung. Im Jahresab-
schluss sind zusitzlich die Wirtschaftskreise nach einheitlichen Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden getrennt aus-
zuweisen.

(5) Nach erfolgter Priifung sind der Jahresabschluss und der Lagebericht mit dem Priifbericht der Abschlusspriiferin
oder des Abschlusspriifers unverziiglich nach Eingang dem Aufsichtsrat zusammen mit einer Gesamtbilanz zur Fest-
stellung und Entlastung vorzulegen. Ein Beschluss des Aufsichtsrats iiber die Feststellung des Jahresabschlusses hat
bis zum Ende des dritten Quartals zu erfolgen.

(6) Die Medizinische Universitit kann getrennt nach Wirtschaftskreisen Riicklagen bilden.

§10

Festsetzung von Zulassungszahlen

Die Zulassung zum Studiengang Humanmedizin erfolgt nur, soweit ein Studienangebot vorhanden ist. Die Zulassung
fiir das erste Fachsemester des Ersten Abschnitts der drztlichen Ausbildung fiir den Studiengang Humanmedizin erfolgt
zweimal jahrlich zum Winter- und zum Sommersemester. Die Zulassungszahl fiir die ersten vier Semester ab Aufnahme
des Studienbetriebs wird auf jeweils 36, fiir die darauffolgenden vier Semester auf jeweils 48, fiir die darauffolgenden
vier Semester auf jeweils 60 und fiir die darauffolgenden vier Semester auf jeweils 72 festgesetzt.

§11

Dienstherrnfihigkeit, Arbeitgebereigenschaft, dienst- und arbeitsrechtliche Befugnisse

(1) Der Medizinischen Universitdt wird das Recht verliehen, eigene Beamtinnen und Beamte zu haben. Die oder der
Vorstandsvorsitzende ernennt die Beamtinnen und Beamten. Die Medizinische Universitdt ist Arbeitgeberin der Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer.

(2) §3 Absatz 2 Satz 2 des Landesbeamtengesetzes gilt mit der Maligabe, dass die Aufsichtsbehdrde an die Stelle
der obersten Dienstbehorde tritt.
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(3) Oberste Dienstbehorde und Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter der Beamtinnen und Beamten der Medi-
zinischen Universitét ist die oder der Vorstandsvorsitzende. Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter der Vorstands-
mitglieder ist die oder der Aufsichtsratsvorsitzende.

(4) Soweit in den in Abschnitt 6 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes genannten Vorschriften sowie in den
hierzu vom fiir die Hochschulen zustdndigen Mitglied der Landesregierung erlassenen Rechtsverordnungen dienst- und
arbeitsrechtliche Befugnisse des fiir die Hochschulen zustdndigen Mitglieds der Landesregierung vorgesehen sind, ist
der Aufsichtsrat zustindig, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. Soweit in § 2 Absatz 1, § 3 Absatz 1, §§ 7
bis 10 der Hochschulleistungsbeziigeverordnung vom 17. Juli 2014 (GVBL. II Nr. 48), die durch die Verordnung vom
4. August 2015 (GVBL. II Nr. 38) gedndert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung die Zusténdigkeit der fiir die
Hochschulen zustdndigen obersten Landesbehorde vorgesehen ist, tritt an deren Stelle der Aufsichtsrat.

(5) Beschiftigte der Medizinischen Universitét diirfen Einrichtungen und Angebote des Landes im gleichen Umfang
und zu den gleichen Bedingungen in Anspruch nehmen wie Beschéftigte an anderen staatlichen Hochschulen des Lan-
des.

(6) Die Medizinische Universitdt schliefit Tarifvertrdge zur Regelung der Arbeits- und Beschéftigungsbedingungen
ab.

§12

Berufung von Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern

(1) Der Medizinischen Universitit ist das Berufungsrecht iibertragen. Die Medizinische Universitét hat eine Beru-
fungsordnung gemédl § 42 Absatz 5 Satz 4 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes zu erlassen, die der Genehmi-
gung der fiir die Hochschulen zustdndigen obersten Landesbehorde bedarf.

(2) Der Wissenschaftliche Vorstand beruft im Benehmen mit dem Vorstand Krankenversorgung die Hochschulleh-
rerinnen und Hochschullehrer auf Vorschlag des Wissenschaftssenats nach 6ffentlicher und im Regelfall internationaler
Ausschreibung der Stellen. Fiir Berufungen auf Professuren, die mit einer Leitungsfunktion klinischer oder klinisch-
theoretischer Einrichtungen verbunden sind, ist das Einvernechmen mit dem Vorstand Krankenversorgung herzustellen.
Das Einvernehmen darf nur verweigert werden, wenn begriindete Zweifel an der Eignung der oder des zu Berufenden
fiir die in der Krankenversorgung zu erfiillenden Aufgaben bestehen. In die Berufungs- und Bleibeverhandlungen ist
der Kaufménnische Vorstand einzubeziehen. Bei Ausschreibungen ohne Bezug zu einer bestimmten Besoldungsgruppe
miissen sich die Kriterien fiir die jeweilige Besoldungsgruppe aus der Ausschreibung ergeben.

(3)  § 42 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes gilt im Ubrigen entsprechend mit der MaBgabe, dass an die Stelle
des zustiandigen Organs des Fachbereichs der Wissenschaftssenat und an die Stelle der Prisidentin oder des Prasidenten
die oder der Wissenschaftliche Vorstand tritt. Das in entsprechender Anwendung des § 42 Absatz 2 des Brandenburgi-
schen Hochschulgesetzes vom Wissenschaftlichen Vorstand bestimmte Mitglied der Berufungskommission muss Mit-
glied einer wissenschaftlichen Organisationseinheit der Medizinischen Universitit sein, die sich mit dem Forschungs-
schwerpunkt Gesundheitssystemforschung oder Digitalisierung des Gesundheitswesens befasst.

(4) Im Einzelfall kdnnen Professuren im Einvernehmen mit der fiir die Hochschulen zustéindigen obersten Landes-
behoérde ohne 6ffentliche Ausschreibung mit zum Zeitpunkt der Errichtung an der Medizinischen Universitét beschaf-
tigten Cheférztinnen oder Cheférzten besetzt werden. Diese haben als weitere Voraussetzung fiir ihre Berufung beson-
dere Nachweise iiber ihre klinischen Tatigkeiten sowie tiber Forschungs-, Lehr- und Fithrungserfahrung zu erbringen.
Weiter sollen sie Kompetenzen und Erfahrungen vorweisen, die darauf schlieen lassen, dass sie den Aufbau der Me-
dizinischen Universitit mitpragen werden. Das Néhere regelt die Berufungsordnung nach Absatz 1 Satz 2. Abweichend
von § 42 Absatz 3 Satz 2 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes sind dem Berufungsvorschlag mindestens drei
Gutachten von auf dem Berufungsgebiet anerkannten auswartigen Wissenschaftlerinnen oder Wissenschaftlern beizu-
fiigen, von denen eine oder einer im Ausland titig sein muss; § 42 Absatz 3 Satz 3 des Brandenburgischen Hochschul-
gesetzes findet keine Anwendung. Naheres zu den Kriterien der Beurteilung sowie zur Arbeitsweise, Zusammenset-
zung und Bestellung der Evaluationskommission regelt die Berufungsordnung nach Absatz 1 Satz 2.
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§13

Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer mit érztlichen Aufgaben

(1) Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer in der Medizin nehmen {iber die in § 44 des Brandenburgischen
Hochschulgesetzes genannten Aufgaben hinaus Aufgaben der Krankenversorgung sowie System- und Zukunftsaufga-
ben wahr.

(2) Professorinnen und Professoren mit Aufgaben in der Krankenversorgung miissen zusétzlich die Anerkennung als
Fachirztin oder Facharzt nachweisen, soweit fiir das betreffende Fachgebiet im Land Brandenburg eine entsprechende
Weiterbildung vorgesehen ist. Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren mit Aufgaben in der Krankenversorgung
sollen zusitzlich die Anerkennung als Fachérztin oder Facharzt nachweisen, soweit fiir das betreffende Fachgebiet im
Land Brandenburg eine entsprechende Weiterbildung vorgesehen ist. Die Zeiten einer hauptberuflichen wissenschaft-
lichen Tétigkeit zwischen der letzten Priifungsleistung der Promotion und der Bewerbung auf eine Juniorprofessur mit
Aufgaben in der Krankenversorgung diirfen in der Regel neun Jahre nicht {iberschreiten.

(3) Mit Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern, die Teil des érztlichen Personals der Medizinischen Universitit
sind, ist ein Angestelltenverhiltnis zu begriinden, in dem die Dienstaufgaben in Forschung und Lehre, Krankenversor-
gung sowie System- und Zukunftsaufgaben geregelt werden.

§14

Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer mit Schwerpunktbildung

(1) Die Medizinische Universitit richtet in ihren Forschungsschwerpunkten Gesundheitssystemforschung und Digi-
talisierung des Gesundheitswesens Professuren mit entsprechenden Forschungsschwerpunkten ein (Forschungsschwer-
punktprofessur). Der Anteil der Forschungsschwerpunktprofessuren an der Gesamtzahl der Professorinnen- und Pro-
fessorenstellen der Medizinischen Universitét soll 25 Prozent betragen, im Vollausbau mindestens 20 Stellen. Der Um-
fang ihrer Lehrverpflichtung unterschreitet denjenigen von Professuren ohne entsprechende Schwerpunktbildung und
ohne Aufgaben in der Krankenversorgung um maximal 50 Prozent. Die in Professuren mit Forschungsschwerpunkt
wahrzunehmenden Aufgaben weisen nach Art und Umfang einen Schwerpunkt in den Forschungsschwerpunkten der
Medizinischen Universitit auf. Die Forschungsschwerpunktprofessur ist unbeschadet einer unbefristeten Beschéfti-
gung auf finf Jahre befristet. Die in Forschungsschwerpunktprofessuren erbrachten Forschungsleistungen sind jeweils
vor Ablauf der fiinf Jahre in einem wissenschaftsgeleiteten Verfahren unter Hinzuziehung externen Sachverstands zu
evaluieren. Auf Antrag ist nach erfolgreicher Evaluation die Fortsetzung der Forschungsschwerpunktprofessur um je-
weils weitere fiinf Jahre zu ermoglichen.

(2) Die Medizinische Universitét kann fiir die Dauer von flinf Jahren nach Aufnahme des Studienbetriebs im Studi-
engang Humanmedizin Professuren mit Schwerpunkt in der Lehrentwicklung einrichten. Der Wissenschaftssenat ent-
scheidet rechtzeitig vor Ablauf der fiinf Jahre im Einvernehmen mit der fiir die Hochschulen zustindigen obersten
Landesbehorde unter Beriicksichtigung der Ergebnisse einer Evaluation iiber eine Weiterfithrung. Der Anteil dieser
Professuren an der Gesamtzahl der Professorinnen- und Professorenstellen der Medizinischen Universitdt darf fiinf
Prozent nicht iibersteigen. Die von Professorinnen und Professoren mit Schwerpunkt in der Lehrentwicklung wahrzu-
nehmenden Aufgaben weisen voriibergehend einen Schwerpunkt in der Lehrentwicklung auf. Der Umfang ihrer Lehr-
verpflichtung unterschreitet denjenigen von Professorinnen und Professoren an Universitidten ohne Schwerpunkt in der
Lehrentwicklung ohne Aufgaben in der Krankenversorgung um maximal 50 Prozent.

(3) Soweit die Medizinische Universitét Professuren mit Schwerpunktbildung vorsieht, kann sie auch Juniorprofes-
suren mit Schwerpunktbildung einrichten. Der Anteil der Juniorprofessuren mit Schwerpunktbildung in der Forschung
an der Gesamtzahl der Stellen fiir Forschungsschwerpunktprofessuren darf 25 Prozent nicht {ibersteigen. Der Umfang
ihrer Lehrverpflichtung darf die Untergrenze der Regellehrverpflichtung der Juniorprofessorinnen und Juniorprofesso-
ren nach der auf Grundlage des § 16 erlassenen Rechtsverordnung nicht unterschreiten.

§15

Akademische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

Akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern konnen auch wissenschaftliche Dienstleistungen in der Krankenver-
sorgung sowie System- und Zukunftsaufgaben obliegen.
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§16

Lehrverpflichtung, Verordnungsermiichtigung

Das fiir die Hochschulen zustandige Mitglied der Landesregierung wird erméchtigt, durch Rechtsverordnung den Um-
fang der Lehrverpflichtung des wissenschaftlichen Personals der Medizinischen Universitdt zu regeln. Angehdrige des
wissenschaftlichen Personals mit Lehraufgaben konnen verpflichtet werden, Lehr- und Priifungsaufgaben an einer wei-
teren Hochschule zu erbringen, wenn dies zur Gewéhrleistung des Lehrangebots an dieser Hochschule erforderlich ist.

§17

Finanzielle Mitarbeiterbeteiligung, Verordnungsermichtigung

Arztliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind aus dem Liquidationserlds der wahlirztlichen Behandlung der Medi-
zinischen Universitdt in angemessenem Umfang zu beteiligen (Pflichtbeteiligung). Nichtérztliches Personal kann an
den Erldsen beteiligt werden. Die Mittel sind nach Fachabteilung getrennt zu verwalten und zu verteilen. Im Rahmen
der Verteilung sind Verantwortung, Leistung und Erfahrung angemessen zu beriicksichtigen. Dabei kénnen Leistungen
in der Krankenversorgung, der Forschung, der Lehre, den System- und Zukunftsaufgaben sowie Leistungen zu deren
unmittelbaren Unterstiitzung beriicksichtigt werden. Die Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung sind den Mitteln
nach Satz 3 zu entnehmen. Das fiir die Hochschulen zusténdige Mitglied der Landesregierung regelt durch Rechtsver-
ordnung

1. den Anteil der Mitarbeiterbeteiligung an den Erlésen der Privatliquidation,
2. die maximale Hohe der individuellen Auszahlung der Mitarbeiterbeteiligung sowie

3. die Bildung und Besetzung der Ausschiisse zur Festlegung der Grundsitze der finanziellen Mitarbeiterbeteiligung
sowie deren Verfahrensweisen.

§18
Mitglieder kooperierender Hochschulen
Dem Mitglied einer kooperierenden Hochschule kann auf seinen Antrag der Status eines Mitglieds der Medizinischen
Universitét verliehen werden, wenn die Kooperation kraft Gesetzes oder Vertrags auf Dauer angelegt ist und das Mit-

glied der kooperierenden Hochschule im Umfang einer hauptberuflichen Tatigkeit Aufgaben an der Medizinischen
Universitdt wahrnimmt.

§19

Organe und Gremien
(1) Organe der Medizinischen Universitét sind
1. der Wissenschaftssenat,
2. der Vorstand und
3. der Aufsichtsrat.

(2) Der Innovations- und Netzwerkrat ist ein Gremium der Medizinischen Universitdt. Sie kann weitere Gremien
einrichten.

(3) Der § 70 Absatz 1 und 2 sowie die §§ 71 bis 75 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes finden keine Anwen-
dung.

(4) Bei der Besetzung der Organe und Gremien ist eine parititische Beteiligung von Frauen und Méannern anzustre-
ben.
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§20

Wissenschaftssenat
(1) Dem Wissenschaftssenat gehdren als stimmberechtigte Mitglieder an:
1. sieben Vertreterinnen oder Vertreter aus der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer,
2. zwei Vertreterinnen oder Vertreter aus der Gruppe der Akademischen Beschiftigten,

3. zwei Vertreterinnen oder Vertreter aus der Gruppe der Studierenden einschlieBlich der Promotionsstudierenden
ohne Beschiftigungsverhéltnis an der Hochschule,

4. zwel Vertreterinnen oder Vertreter der weiteren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

Die stimmberechtigten Mitglieder werden nach den benannten Mitgliedergruppen gewéhlt. Dem Wissenschaftssenat
gehoren in der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer und in der Gruppe der Akademischen Beschéf-
tigten jeweils mindestens zur Halfte Mitglieder einer wissenschaftlichen Organisationseinheit der Medizinischen Uni-
versitdt an, die sich mit dem Forschungsschwerpunkt Gesundheitssystemforschung oder Digitalisierung des Gesund-
heitswesens befasst. Satz 3 tritt am 31. Dezember 2031 aufler Kraft.

(2) Dem Wissenschaftssenat gehort der Wissenschaftliche Vorstand als Vorsitzende oder Vorsitzender ohne Stimm-
recht an.

(3) Die Mitglieder des Vorstands sind berechtigt, mit Rede- und Antragsrecht an den Sitzungen des Wissenschafts-
senats teilzunehmen. Sie sind {iber die Beschliisse des Wissenschaftssenats unverziiglich zu unterrichten. Das Néhere
regelt die Grundordnung.

§21

Aufgaben des Wissenschaftssenats

(1) Der Wissenschaftssenat ist zustdndig fiir die Entscheidung in grundsitzlichen Fragen der Forschung, der Lehre,
des Studiums und der Priifungen sowie der Férderung der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in frithen Karrie-
rephasen, soweit diese Zusténdigkeit nicht nach diesem Gesetz oder der Grundordnung einem anderen Organ zugewie-
sen ist. Entscheidungen des Wissenschaftssenats, die den Bereich Krankenversorgung beriihren, sind im Einvernehmen
mit dem Vorstand zu treffen.

(2) Als Organ der akademischen Selbstverwaltung nimmt der Wissenschaftssenat zu allen wissenschaftsrelevanten
Entscheidungen von grundsitzlicher Bedeutung Stellung. Er hat gegeniiber dem Vorstand ein umfassendes Informati-
onsrecht. Thm ist rechtzeitig vor der Zustimmung zum Wirtschaftsplan und der Feststellung des Jahresabschlusses durch
den Aufsichtsrat und vor dem Abschluss von Hochschulvertragen und anderen Ziel- und Leistungsvereinbarungen mit

dem Land durch den Vorstand Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

(3) Der Wissenschaftssenat beschliefit die Grundordnung und Satzungen, die im Schwerpunkt Forschung und Lehre
betreffen. Dies sind insbesondere:

1. Promotionsordnung,

2. Habilitationsordnung,

3. Studien- und Priifungsordnung,
4.  Evaluationsordnung.

Er beschlieBt die Grundordnung und ihre Anderungen mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder, Satzun-
gen im Ubrigen mit einfacher Mehrheit.
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(4) Der Wissenschaftssenat ist weiter zusténdig fiir:
1. die Entscheidung iiber Berufungsvorschlége und Habilitationen,
2. Vorschldge fiir die Leitung wissenschaftlicher Einrichtungen und Betriebseinheiten,

3. die Mitwirkung an der Evaluation und Koordination von Lehre und Forschung.

§22
Vorstand

(1) Dem Vorstand gehoren als Mitglieder an:

1. der Wissenschaftliche Vorstand,

2. der Vorstand Krankenversorgung,

3.  der Kaufméannische Vorstand,

4.  der Pflegevorstand,

5. der Digitalisierungsvorstand.

Die Vorstandsmitglieder konnen sich mit Zustimmung des Aufsichtsrats andere Bezeichnungen geben.

(2) Der Aufsichtsrat bestellt die Vorstandsmitglieder unter Beachtung der Absétze 3 und 4. Der Aufsichtsrat schlief3t
mit den Mitgliedern des Vorstands Dienstvertrage ab. Ein angemessener Teil der Vergiitung soll leistungs- und erfolgs-
abhéngig ausgestaltet sein. War ein Mitglied des Vorstands vor der Bestellung Hochschullehrerin oder Hochschullehrer
der Medizinischen Universitét, stehen ihr oder ihm wéhrend der hauptberuflichen Tatigkeit im Vorstand die mit der
Lehrbefugnis verbundenen Rechte zur Abhaltung von Lehrveranstaltungen und zur Beteiligung an Priifungen zu. Dies
gilt nicht, wenn eine Beeintrachtigung dienstlicher Interessen zu besorgen ist.

(3) Der Wissenschaftssenat wihlt den Wissenschaftlichen Vorstand nach 6ffentlicher Ausschreibung. Der Vorstand
Krankenversorgung und der Kaufménnische Vorstand sind zur Kandidatenliste fiir die Wahl anzuhdren. Das Néhere
zum Wahlverfahren regelt die Grundordnung. Der Aufsichtsrat ist an die Wahlentscheidung des Wissenschaftssenats
bei der Bestellung nach Absatz 2 gebunden.

(4) Der Aufsichtsrat bestimmt den Vorstand Krankenversorgung, den Kaufménnischen Vorstand, den Pflegevorstand
und den Digitalisierungsvorstand nach 6ffentlicher Ausschreibung auf der Grundlage des Votums einer Findungskom-
mission, die vom Aufsichtsrat eingesetzt wird. Die Findungskommission besteht aus fiinf Mitgliedern. IThr gehdren eine
Vertreterin oder ein Vertreter der fiir die Hochschulen zusténdigen obersten Landesbehdrde sowie zwei Mitglieder mit
Vorstandserfahrung aus einer staatlichen Universitétsklinik an, davon mindestens eine oder einer aus dem Bereich
Krankenversorgung. Fiir die Bestimmung des Vorstands Krankenversorgung gehdren ihr als weitere Mitglieder zwei
ausgewiesene Wissenschaftlerinnen oder Wissenschaftler an, deren besondere Expertise die Forschungsschwerpunkte
Gesundheitssystemforschung und Digitalisierung des Gesundheitswesens abdecken soll. Fiir die Bestimmung des
Kaufménnischen Vorstands gehdren ihr als weitere Mitglieder zwei sachverstindige Personen mit einschlidgiger Ex-
pertise im Bereich Finanzen und Rechnungswesen, vorzugsweise einer Universitdtsklinik, an. Fiir die Bestimmung des
Pflegevorstands gehoren ihr als weitere Mitglieder zwei sachverstindige Personen mit einschldgiger Fithrungserfah-
rung im Bereich Pflege, vorzugsweise einer Universitétsklinik, an. Fiir die Bestimmung des Digitalisierungsvorstands
gehdren ihr als weitere Mitglieder zwei sachverstindige Personen mit einschldgiger Expertise im Bereich Digitalisie-
rung, vorzugsweise einer Universitétsklinik, an. Die Findungskommission bestimmt ihren Vorsitz. Die Findungskom-
mission erstellt jeweils eine Kandidatenliste fiir den Vorstand Krankenversorgung, fiir den Kaufménnischen Vorstand,
fiir den Pflegevorstand und fiir den Digitalisierungsvorstand. Die Kandidatenlisten bediirfen der Zustimmung aller Mit-
glieder der jeweiligen Findungskommission und kdnnen jeweils bis zu drei Personen umfassen. Die Kandidatenlisten
werden im Benehmen mit dem Wissenschaftssenat aufgestellt. Die Gleichstellungsbeauftragte kann mit beratender
Stimme am Auswahlverfahren zur Erstellung der Kandidatenlisten teilnehmen.
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(5) Zum Wissenschaftlichen Vorstand kann bestellt werden, wer aufgrund einer mehrjahrigen verantwortlichen be-
ruflichen Tétigkeit, insbesondere in der Wissenschaft im Bereich Gesundheit, erwarten lésst, dass sie oder er den Auf-
gaben des Amtes gewachsen ist. Der Vorstand Krankenversorgung soll die Einstellungsvoraussetzungen fiir Professo-
rinnen und Professoren mit 4rztlichen Aufgaben erfiillen und muss als Arztin oder Arzt iiber einschligige Erfahrungen
in der Betriebsleitung sowie im Krankenhauswesen verfiigen. Der Kaufménnische Vorstand muss iiber einen geeigne-
ten Hochschulabschluss und mehrjdhrige einschlégige Berufserfahrung verfiigen. Der Pflegevorstand und der Digitali-
sierungsvorstand sollen jeweils iiber einen geeigneten Hochschulabschluss und mehrjdhrige einschldgige Berufserfah-
rung verfligen.

(6) Der Vorstand Krankenversorgung iibernimmt den Vorstandsvorsitz, es sei denn, der Aufsichtsrat trifft eine andere
Entscheidung. In akademischen Angelegenheiten vertritt der Wissenschaftliche Vorstand die Medizinische Universitit
nach auf3en, in allen anderen Angelegenheiten die oder der Vorstandsvorsitzende. Die Grundlagensatzung kann regeln,
dass die oder der Vorstandsvorsitzende berechtigt ist, Mitglieder des Vorstands zur Vertretung der Medizinischen Uni-
versitét zu bevollméchtigen und Untervollmachten zu erteilen.

(7) Die Vorstandsmitglieder werden fiir bis zu fiinf Jahre bestellt. Die Wiederbestellung ist zulédssig. Ihr Dienstver-
héltnis wird vertraglich als Haupttitigkeit geregelt. Beamtinnen und Beamte des Landes oder der Medizinischen Uni-
versitidt werden auf Antrag fiir die Dauer ihrer Amtszeit als Vorstandsmitglied unter Wegfall der Dienstbeziige beur-
laubt. Die Beurlaubung dient dem 6ffentlichen Interesse. Mit Beamtinnen und Beamten, die nicht im Dienst des Landes
oder der Medizinischen Universitit stehen, kann vereinbart werden, dass diese nach dem Ende ihrer Amtszeit auf An-
trag in eine vergleichbare Rechtsstellung in den Dienst der Medizinischen Universitét iibernommen werden, wie sie
oder er sie zum Zeitpunkt der Bestellung innehatte. Der Antrag ist innerhalb von drei Monaten nach Beendigung der
Amtszeit zu stellen.

(8) Fiir die Mitglieder des Vorstands bestellt der Aufsichtsrat jeweils auf Vorschlag des betreffenden Vorstandsmit-
glieds eine Stellvertretung fiir den Fall der Verhinderung. Als Vertreterin oder Vertreter des Wissenschaftlichen Vor-
stands kann nur eine Person aus der Gruppe der Professoralen Verantwortlichen nach Absatz 11 bestellt werden.

(9) Der Wissenschaftliche Vorstand kann vom Wissenschaftssenat mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mit-
glieder abgewahlt werden; die Abwahl ist erst nach Ablauf von sechs Monaten nach Amtsantritt zuldssig. Vor Einlei-
tung eines Abwahlverfahrens hat der Wissenschaftssenat dem Wissenschaftlichen Vorstand Gelegenheit zur Stellung-
nahme zu den Griinden des Abwahlbegehrens zu geben. Die Abwahl kann nur dadurch erfolgen, dass der Wissen-
schaftssenat auf Vorschlag eines oder mehrerer seiner Mitglieder eine Nachfolgerin oder einen Nachfolger wihlt und
den Aufsichtsrat ersucht, den Wissenschaftlichen Vorstand abzuberufen. Der Aufsichtsrat muss dem Ersuchen bei ord-
nungsgemélBer Durchfiihrung des Abwahlverfahrens entsprechen und nach Maf3gabe der Absétze 2 und 3 die Gewihlte
oder den Gewihlten bestellen. Eine Abberufung der Vorstandsmitglieder nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 bis 5 durch
den Aufsichtsrat ist moglich.

(10) Entscheidungen des Vorstands werden nach dem Mehrheitsprinzip getroffen. Bei Stimmengleichheit entscheidet
die Stimme des Vorstands Krankenversorgung. In Fragen von Forschung und Lehre, die in die Entscheidungszustin-
digkeit des Wissenschaftssenats fallen, ist das Einvernehmen mit diesem herzustellen. In allen anderen Fragen, die
Forschung und Lehre beriihren, ist das Einvernehmen mit dem Wissenschaftlichen Vorstand herzustellen. Kommt eine
Einigung nicht zustande, kdnnen beide Seiten den Aufsichtsrat anrufen. Im Falle unauflosbarer Divergenzen entschei-
det der Aufsichtsrat unter besonderer Wiirdigung der Belange von Forschung und Lehre.

(11) Zur Unterstiitzung des Wissenschaftlichen Vorstands sind jeweils eine Professorale Verantwortliche oder ein
Professoraler Verantwortlicher fiir den Bereich Forschung und den Bereich Studium und Lehre vom Wissenschafts-
senat zu wihlen und vom Vorstand fiir fiinf Jahre zu bestellen. Das Nahere regelt die Grundordnung.

§23
Aufgaben des Vorstands
(1) Der Vorstand fiihrt die Geschéfte der Medizinischen Universitét. Er ist fiir alle Angelegenheiten der Medizi-

nischen Universitét zustindig. Dies gilt nicht, soweit durch dieses Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes etwas anderes
bestimmt ist. Er ist insbesondere zusténdig fiir:

1. die Aufstellung der Struktur- und Entwicklungsplanung sowie des Dauerstellenkonzepts fiir Akademische Be-
schiftigte,
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2. die Aufstellung der Hochschulklinikplanung,

3. die Erstellung des Gleichstellungskonzepts,

4. den Abschluss von Hochschulvertrdgen und anderen Ziel- und Leistungsvereinbarungen mit dem Land,
5. den Abschluss von Zielvereinbarungen zwischen dem Vorstand und anderen Organisationseinheiten,
6.  den Abschluss von Entgelt- und sonstigen Vereinbarungen mit den Kostentragern,

7. die Aufstellung von Wirtschaftsplan, Jahresabschluss und Lagebericht,

8. die Erstellung von Satzungen, die nicht in den Aufgabenbereich des Wissenschaftssenats fallen,

9. den Erlass der Wahlordnung im Einvernehmen mit dem Wissenschaftssenat,

10. die Aufstellung der Investitions-, Raum- und Gerédteplanung,

11. die Aufteilung der Sach-, Investitions- und Personalbudgets auf die Organisationseinheiten,

12.  die Wahrung der Ordnung und die Ausiibung des Hausrechts,

13. die Vorbereitung und Umsetzung von Beschliissen des Aufsichtsrats,

14. die regelméBige Berichterstattung gegeniiber dem Aufsichtsrat und seine unverziigliche Unterrichtung {iber wich-
tige Angelegenheiten.

In den Fillen des Satzes 4 Nummer 1 ist das Einvernehmen mit dem Wissenschaftssenat herzustellen, soweit Forschung
und Lehre beriihrt werden.

(2) Die Einigungsstelle gemil § 72 des Landespersonalvertretungsgesetzes wird beim Vorstand gebildet.

§24

Fachliche Zustindigkeiten der Vorstandsmitglieder

(1) Der Wissenschaftliche Vorstand ist fiir die Angelegenheiten in Forschung und Lehre sowie fiir die Vergabe der
Studienpldtze zustdndig, soweit nicht die Zustdndigkeit des Wissenschaftssenats gegeben ist. Zur Sicherstellung des
Lehrbetriebes kann sie oder er Weisungen erteilen. Sie oder er verteilt Mittel und Stellen unter Beriicksichtigung des
Ergebnisses der Evaluation von Lehre und Forschung und der Verpflichtungen aus den Hochschulvertridgen und sons-
tigen Ziel- und Leistungsvereinbarungen der Medizinischen Universitdt mit dem Land an die Einrichtungen der Medi-
zinischen Universitdt. Der Wissenschaftliche Vorstand vollzieht die Entscheidungen des Wissenschaftssenats, soweit
dies erforderlich ist, durch die Herbeifiihrung entsprechender Beschliisse des Vorstands. Kommt ein solcher Beschluss
nicht zustande, kann der Wissenschaftliche Vorstand den Aufsichtsrat anrufen. § 22 Absatz 10 Satz 5 gilt entsprechend.

(2) Der Vorstand Krankenversorgung ist fiir die Organisation der Angelegenheiten der Krankenversorgung der Me-
dizinischen Universitdt zustédndig. In diesen Angelegenheiten hat sie oder er ein {ibergeordnetes medizinisch-fachliches
Weisungsrecht. Thr oder ihm obliegt die Budgetverantwortung fiir die der Krankenversorgung im Ergebnis der Auftei-
lung nach § 23 Absatz 1 Satz 4 Nummer 11 zur Verfiigung stehenden Mittel hinsichtlich ihrer Verteilung auf die Be-
triebseinheiten der Krankenversorgung und der Uberwachung ihrer Verwendung.

(3) Der Kaufminnische Vorstand ist fiir die wirtschaftlichen und administrativen Angelegenheiten der Medizini-
schen Universitét zustindig. Sie oder er leitet die Verwaltung und ist Vorgesetzte oder Vorgesetzter der ihrem oder
seinem Geschéftsbereich zugeordneten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Die Wirtschaftsfithrung der Medizinischen
Universitit steht unter ihrer oder seiner besonderen Verantwortung. Sie oder er hat die anderen Vorstandsmitglieder
bei der Erledigung ihrer Aufgaben zu unterstiitzen. Ihr oder ihm obliegen insbesondere die Planung und Durchfithrung
von InvestitionsmaBnahmen, die Erarbeitung des Wirtschaftsplans und die Uberwachung seiner Ausfiihrung sowie die
Erarbeitung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.
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(4) Der Pflegevorstand ist fiir die Organisation des Pflegedienstes, Funktionsdienstes und Sozialdienstes sowie fiir
deren Aus-, Fort- und Weiterbildung verantwortlich. Sie oder er ist Vorgesetzte oder Vorgesetzter des Personals im
Pflegedienst und fiir pflegerisch-fachliche Belange weisungsberechtigt. Der Pflegevorstand ist fachlich zustdndig fiir
die Schulen fiir Gesundheitsberufe.

(5) Der Digitalisierungsvorstand ist Leiterin oder Leiter der Koordinierungsstelle fiir digitale Vernetzung nach § 31
Absatz 1 Satz 2 und fiir die Digitalisierung der Medizinischen Universitét, einschlieBlich des Universitdtsklinikums,
zustindig.

§25
Aufsichtsrat

(1) Dem Aufsichtsrat gehdren als stimmberechtigte Mitglieder an:

1.  jeeine Vertreterin oder ein Vertreter der fiir Hochschulen, Finanzen sowie Gesundheit zustédndigen obersten Lan-
desbehorden,

2. zwei Hochschullehrerinnen oder Hochschullehrer der Medizinischen Universitit, wobei mindestens eine Hoch-
schullehrerin oder ein Hochschullehrer einer wissenschaftlichen Organisationseinheit angehort, die sich mit dem
Forschungsschwerpunkt Gesundheitssystemforschung oder Digitalisierung des Gesundheitswesens befasst,

3. eine Beschiftigtenvertreterin oder ein Beschéftigtenvertreter,

4.  eine externe Sachverstindige oder ein externer Sachverstidndiger mit Vorstandserfahrung im Bereich der Univer-
sitdtsmedizin,

5. eine externe Sachverstdndige oder ein externer Sachverstandiger mit besonderer Expertise in den Bereichen Ge-
sundheitssystemforschung oder Digitalisierung des Gesundheitswesens und

6.  eine externe Sachverstidndige oder ein externer Sachverstandiger mit einschldgiger Expertise im Bereich Finanzen
und Rechnungswesen, vorzugsweise einer Universitatsklinik.

(2) Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden von dem fiir die Hochschulen zustédndigen Mitglied der Landesregierung
bestellt. Die fiir die Hochschulen, Finanzen sowie Gesundheit zustdndigen obersten Landesbehdrden bestimmen ihre
jeweilige Vertreterin oder ihren jeweiligen Vertreter nach Absatz 1 Nummer 1; eine Stellvertretung ist moglich. Die
Mitglieder nach Absatz 1 Nummer 2 werden vom Wissenschaftssenat gewahlt. Das Mitglied nach Absatz 1 Nummer 3
und seine Stellvertreterin oder sein Stellvertreter werden in unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl aus der
Mitte der hauptberuflichen Beschiftigten gewdhlt. Die Mitglieder nach Absatz 1 Nummer 4 bis 6 werden von dem fiir
die Hochschulen zustdndigen Mitglied der Landesregierung bestimmt. Das fiir die Hochschulen zustdndige Mitglied
der Landesregierung kann die externen Sachverstindigen nach Absatz 1 Nummer 4 bis 6 aus wichtigem Grund abbe-
rufen.

(3) Den Vorsitz im Aufsichtsrat hat die oder der von der fiir die Hochschulen zustéindigen obersten Landesbehorde
bestimmte Vertreterin oder Vertreter inne. Der Aufsichtsrat vertritt die Medizinische Universitét gegeniiber dem Vor-
stand. Die oder der Vorsitzende des Aufsichtsrats vertritt den Aufsichtsrat nach auflen.

(4) Die Aufsichtsratsmitglieder nach Absatz 1 Nummer 2 bis 6 werden fiir bis zu fiinf Jahre bestellt. Die Wiederbe-
stellung ist zuldssig.

(5) Das Mitglied nach Absatz 1 Nummer 3 ist zur Ausiibung des Aufsichtsratsamts im erforderlichen Umfang von
der Medizinischen Universitdt in seinem Hauptberuf freizustellen.

(6) Die fiir die Hochschulen zustindige oberste Landesbehorde setzt fiir die Tétigkeit der Mitglieder nach Absatz 1
Nummer 3 bis 6 im Aufsichtsrat eine angemessene Aufwandsentschiddigung fest.

(7) Die Vertreterinnen oder Vertreter der fiir die Hochschulen, Finanzen sowie Gesundheit zustindigen obersten
Landesbehorden nehmen im Aufsichtsrat neben den Interessen der Medizinischen Universitét auch die Interessen des
Landes wabhr.
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(8) Der Vorstand nimmt an den Sitzungen des Aufsichtsrates teil, sofern der Aufsichtsrat nichts Abweichendes be-
schlief3t.

(9) Die Gleichstellungsbeauftragte kann an den Aufsichtsratssitzungen als Gast teilnehmen. Im Ubrigen entscheidet
der Aufsichtsrat iiber die Teilnahme von Gésten an Aufsichtsratssitzungen zu einzelnen Tagesordnungspunkten. Der
Présidentin oder dem Présidenten der Brandenburgischen Technischen Universitidt Cottbus-Senftenberg und der Ober-
biirgermeisterin oder dem Oberbiirgermeister der Stadt Cottbus/Chdsebuz sollen in Tagesordnungspunkten, die die
Zusammenarbeit mit der jeweiligen Institution betreffen, Teilnahmerechte an den Beratungen des Aufsichtsrats einge-
rdumt werden.

(10) Entscheidungen des Aufsichtsrats werden mit der Mehrheit der Stimmen gefasst. § 26 Absatz 3 bleibt unbertihrt.
Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden.

(11) Der Aufsichtsrat kann Ausschiisse einsetzen. Er setzt einen Finanzausschuss ein, der fiir kaufménnische und Fi-
nanzierungsfragen zustindig ist, insbesondere fiir Entscheidungen mit Haushaltsrelevanz nach § 26 Absatz 3. Dem
Finanzausschuss gehdren notwendig je eine Vertreterin oder ein Vertreter der fiir Hochschulen, Finanzen sowie Ge-
sundheit zustindigen obersten Landesbehorden an.

(12) Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschiftsordnung, soweit die Grundlagensatzung nicht besondere Bestimmungen

trifft. Die Geschéftsordnung regelt insbesondere die innere Ordnung, die Beschlussfassung und die Einberufung des
Aufsichtsrats.

§ 26
Aufgaben des Aufsichtsrats
(1) Der Aufsichtsrat arbeitet mit dem Vorstand zum Wohle der Medizinischen Universitdt zusammen und {iberwacht
die RechtmiBigkeit, ZweckmaBigkeit und Wirtschaftlichkeit der Geschiftsfiihrung des Vorstands. Er trégt dafiir Sorge,
dass die Medizinische Universitit die ihr obliegenden Aufgaben erfiillt. Der Aufsichtsrat hat ein umfassendes Informa-
tions-, Einsichts- und Priifungsrecht gegeniiber dem Vorstand. Er entscheidet in grundsétzlichen Angelegenheiten der
Medizinischen Universitét, soweit die Zustdndigkeit in Angelegenheiten von Forschung und Lehre nicht dem Wissen-

schaftssenat zugewiesen ist. Er entscheidet insbesondere in folgenden Angelegenheiten:

1. vom Vorstand erstellte Satzungen, die nicht in den Aufgabenbereich des Wissenschaftssenats fallen, und deren
Anderungen,

2. Bestimmung der Mitglieder des Vorstands nach § 22 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 bis 5 sowie deren Abberufung
und abweichende Entscheidung iiber den Vorstandsvorsitz nach § 22 Absatz 6 Satz 1,

3. Zustimmung zu dem vom Vorstand aufgestellten Wirtschaftsplan,

4.  Feststellung des vom Vorstand aufgestellten und testierten Jahresabschlusses und Genehmigung des Lagebe-
richts,

5. Genehmigung der Verwendung des Jahresergebnisses und von Riicklagen,

6.  Bestellung der Abschlusspriiferin oder des Abschlusspriifers fiir den Jahresabschluss und den Lagebericht,
7.  Entlastung der Mitglieder des Vorstands,

8. Aufnahme von Krediten nach § 8 Absatz 11 ab einer vom Aufsichtsrat bestimmten Wertgrenze,

9.  Gewihrung von Darlehen sowie Ubernahme von Biirgschaften, Garantien und sonstigen Verpflichtungen zum
Einstehen fiir fremde Verbindlichkeiten aulerhalb der vom Aufsichtsrat bestimmten Wertgrenzen,

10. Beteiligung an und Griindung von privatrechtlichen Unternehmen sowie Anderungen der gesellschaftsrechtlichen
Verhiltnisse,

11.  Erwerb, VerduBerung und Belastung von Grundstiicken und grundstiicksgleichen Rechten,
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12.  Abschluss, Anderung und Aufhebung von Miet- und Pachtvertriigen sowie Projektvertrigen in 6ffentlich-priva-
ten Partnerschaften ab einer vom Aufsichtsrat bestimmten Zeitdauer und Wertgrenze,

13.  Ubernahme neuer Aufgaben nach § 2 Absatz 7,
14. Einleitung von Rechtsstreitigkeiten von grundsétzlicher Bedeutung,

15.  Abschluss, Anderung und Aufhebung besonders bedeutsamer, iiber den Rahmen des laufenden Geschiftsbetriebs
hinausgehender Vertriage, insbesondere Tarifvertrige,

16. Wahrnehmung der Gesellschafterrechte bei Tochtergesellschaften und Beteiligungen, soweit sie in personeller
oder finanzieller Hinsicht von besonderer Bedeutung sind,

17.  Grundsétze und Verfahren fiir den Abschluss von Dienst- und Arbeitsvertragen mit einer iibertariflichen Vergii-
tung,

18. vom Vorstand aufgestellte Struktur- und Entwicklungsplanung,
19. vom Vorstand aufgestellte Hochschulklinikplanung,

20. Genehmigung von Rechtsgeschiften, an denen Aufsichtsratsmitglieder personlich oder als Vertreterin oder als
Vertreter einer Handelsgesellschaft oder einer juristischen Person des 6ffentlichen Rechts wirtschaftlich beteiligt
sind; hierunter fallen nicht Vertrége iiber Krankenbehandlungen.

In den Fillen des Satzes 5 Nummer 1 ist das Einvernehmen mit dem Wissenschaftssenat herzustellen, soweit die Sat-
zungen den Bereich Forschung und Lehre beriihren. In den Féllen des Satzes 5 Nummer 7 ist zur Entlastung des Wis-
senschaftlichen Vorstands das Einvernehmen mit dem Wissenschaftssenat herzustellen. Der Aufsichtsrat kann seine
Zustimmung fiir bestimmte Arten von Geschéften allgemein erteilen.

(2) Ergibtsich im Laufe des Geschéftsjahres, dass die Ansétze des Wirtschaftsplans voraussichtlich wesentlich iiber-
oder unterschritten werden, hat der Vorstand einen Nachtrag zum Wirtschaftsplan aufzustellen und dem Aufsichtsrat
zur Beschlussfassung vorzulegen. Fiir neue Ansitze und MaBinahmen ist die Einwilligung des Aufsichtsrats einzuholen.

(3) Entscheidungen des Aufsichtsrats nach Absatz 1 Satz 5 Nummer 2 bis 11, 14 und 17 bis 19 kénnen nur mit den
Stimmen aller Vertreterinnen oder Vertreter der obersten Landesbehdrden beschlossen werden.

§27

Innovations- und Netzwerkrat

(1) Die Medizinische Universitét richtet zur strategischen Ausrichtung der Modellregion Gesundheit Lausitz einen
Innovations- und Netzwerkrat ein.

(2) Aufgabe des Innovations- und Netzwerkrates ist es insbesondere, Kommunikation und Kooperation innerhalb
des IUC zu fordern, sich auf einen strategischen Rahmen fiir die Durchfithrung gemeinsamer Projekte, insbesondere in
den Bereichen gesundheitliche und pflegerische Versorgung, Fachkréftesicherung und Digitalisierung des Gesund-
heitswesens, zu verstindigen und diesen fortlaufend weiterzuentwickeln. Dariiber hinaus gibt der Innovations- und
Netzwerkrat Empfehlungen an den Wissenschaftssenat oder die von ihm eingesetzten Ausschiisse fiir den Einsatz von
Mitteln der Medizinischen Universitét, die zur Férderung der Vernetzung mit der Modellregion Gesundheit Lausitz zur
Verfligung stehen. Das Néhere zu den Aufgaben ist im Einvernehmen mit dem Innovations- und Netzwerkrat durch
Satzung zu regeln.

(3) Mitglieder des Innovations- und Netzwerkrats sind der Wissenschaftliche Vorstand, der Vorstand Krankenver-
sorgung, der Pflegevorstand und der Digitalisierungsvorstand. Die oder der Vorstandsvorsitzende hat den Vorsitz im
Innovations- und Netzwerkrat inne. Der Innovations- und Netzwerkrat setzt sich dariiber hinaus aus Akteurinnen und
Akteuren der Modellregion Gesundheit Lausitz, die an der gesundheitlichen und pflegerischen Versorgung und der
Entwicklung und Sicherstellung gesundheits- und pflegerelevanter Angebote beteiligt sind, zusammen. Dies umfasst
neben den unmittelbar fiir die Sicherstellung der Versorgung Verantwortlichen auch Akteurinnen und Akteure, die
Finanzverantwortung und Trigerverantwortung innehaben sowie Vertreterinnen und Vertreter der Landkreise, Ge-
meinden und Amter. Der Vorstand kann einer Akteurin oder einem Akteur auf ihren oder seinen Antrag den Status
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eines Mitglieds des Innovations- und Netzwerkrats verleihen. Dies gilt auch fiir Mitglieder und Angehdrige der Medi-
zinischen Universitdt. Vertreterinnen und Vertretern der Landkreise Dahme-Spreewald, Elbe-Elster, Oberspreewald-
Lausitz und Spree-Neifle/Sprjewja-Nysa sowie der kreisfreien Stadt Cottbus/Choésebuz ist auf Antrag der Status eines
Mitglieds des Innovations- und Netzwerkrats zu verleihen.

(4) Die Angelegenheiten des Innovations- und Netzwerkrats werden, soweit sie nicht von einem anderen nach der
Satzung zustdndigen Mitglied zu besorgen sind, durch Beschlussfassung geordnet. Bei der Beschlussfassung entschei-
det die Mehrheit der abgegebenen Stimmen.

(5) Der Innovations- und Netzwerkrat gibt sich eine Geschiftsordnung. Beschliisse iiber Anderungen der Geschiifts-
ordnung bediirfen einer Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen.

§28

Ethikkommission

(1) Die vom Wissenschaftssenat einzurichtende Ethikkommission der Medizinischen Universitit nach § 70 Absatz 3
des Brandenburgischen Hochschulgesetzes berét die Mitglieder und Angehdrigen der Medizinischen Universitét ins-
besondere auch iiber die mit der Durchfiihrung von Forschungsvorhaben verbundenen berufsethischen und berufsrecht-
lichen Fragen. Die Ethikkommission ist interdisziplindr zu besetzen. Die Mitglieder der Ethikkommission unterliegen
in dieser Funktion keinerlei Weisungen der Organe oder Gremien der Medizinischen Universitét.

(2) Die Ethikkommission nach Absatz 1 kann zur Erfiillung der Aufgaben nach § 7 Absatz 1 Satz 2 und 3 des Heil-
berufsgesetzes vom 28. April 2003 (GVBI. I S. 126), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Juni 2024
(GVBL I Nr. 28) gedndert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung mit der Ethikkommission der Landesérztekam-
mer Brandenburg zusammenarbeiten. Im Falle der Zusammenarbeit versichert die Medizinische Universitdt das Haf-
tungsrisiko aus den Aufgaben nach Satz 1 durch Abschluss einer Haftpflichtversicherung iiber eine Haftungssumme in
Hohe von fiinf Millionen Euro. Der Abschluss und der Bestand der Versicherung sind gegeniiber der fiir die Hochschu-
len zustdndigen obersten Landesbehdrde nachzuweisen. Ist der Abschluss einer Haftpflichtversicherung nach Satz 2
nicht moglich, hat die Medizinische Universitit angemessene Riickstellungen zur Abdeckung eines eventuellen Haf-
tungsfalles zu bilden.

(3) Das Néahere zu den Aufgaben, der Bildung, der Zusammensetzung, der Verfahrensordnung und der Finanzierung
der Ethikkommission nach Absatz 1 regelt die Medizinische Universitdt durch Satzung. Diese bedarf der Genehmigung
durch die fiir die Hochschulen zustdndigen obersten Landesbehdrde im Einvernehmen mit der fiir Gesundheit zustin-
digen obersten Landesbehorde.

§29
Gleichstellungsbeauftragte

(1) Im Aufgabenbereich nach § 5 werden eine Gleichstellungsbeauftragte und bis zu zwei Stellvertreterinnen
von den Mitgliedern und Angehérigen der Medizinischen Universitit fiir die Dauer von vier Jahren gewahlt und vom
Vorstand bestellt. Die Aufgabe der Gleichstellungsbeauftragten ist hauptberuflich wahrzunehmen. Die Stelle ist aus-
zuschreiben. Naheres zur Wahl wird in der Grundlagensatzung bestimmt. § 76 Absatz 3 des Brandenburgischen Hoch-
schulgesetzes findet keine Anwendung.

2) Bis zur erstmaligen Wahl einer Gleichstellungsbeauftragten werden deren Aufgaben und Befugnisse durch
ein weibliches Mitglied des Betriebsrats nach § 1 Absatz 6 wahrgenommen, das durch diesen durch Beschluss bestimmt
wird. Dieses Mitglied ist zur Wahrnehmung der Aufgaben und Befugnisse einer Gleichstellungsbeauftragten im erfor-
derlichen Umfang von der Medizinischen Universitit in seinem Hauptberuf freizustellen.

§ 30

Beauftragte oder Beauftragter fiir die Belange von Hochschulmitgliedern
und -angehorigen mit Behinderungen

Der Vorstand bestellt eine Beauftragte oder einen Beauftragten fiir die Belange von Hochschulmitgliedern und -ange-
horigen mit Behinderungen, die oder der ihm regelméafig berichtet.
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§ 31
Organisation
(1) Die Medizinische Universitét gibt sich eine geeignete Struktur, insbesondere um die Aufgabenbereiche nach § 2
Absatz 1 zu biindeln. Die Medizinische Universitét richtet als operative Schnittstelle zur Modellregion Gesundheit

Lausitz die Koordinierungsstelle fiir digitale Vernetzung ein. Das Nahere wird in der Grundlagensatzung geregelt.

(2) Abschnitt 9 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes findet mit Ausnahme von § 80 Absatz 4 keine Anwen-
dung.

§32
Wissenschaftliche Einrichtungen und Betriebseinheiten
Soweit dies zweckméBig ist, konnen an der Medizinischen Universitét unter der Verantwortung des Vorstands fiir die
Wahrmehmung der Aufgaben im Bereich von Lehre, Forschung, Studium und Weiterbildung wissenschaftliche Ein-
richtungen und Betriebseinheiten gebildet werden. Ihre Errichtung, Gestaltung und Auflsung ist der fiir die Hochschu-

len zustindigen obersten Landesbehdrde anzuzeigen. Die Leitung wissenschaftlicher Einrichtungen und Betriebsein-
heiten wird vom Vorstand auf Vorschlag des Wissenschaftssenats bestellt.

§33

Satzungen der Medizinischen Universitit

(1) Satzungen der Medizinischen Universitit sind neben der Grundordnung die Grundlagensatzung und sonstige Sat-
zungen.

(2) Die Grundlagensatzung regelt unter Beachtung der gesetzlichen Vorgaben insbesondere Aufgaben, Arbeitswei-
sen und Zusammenwirken der Organe und Gremien der Medizinischen Universitét, soweit nicht die Grundordnung
nach Absatz 3 gilt. Die Grundlagensatzung regelt insbesondere Naheres iiber:

1. die Festlegung des Namens der Medizinischen Universitit nach § 1 Absatz 1 Satz 2,

2. die weiteren Aufgaben der Medizinischen Universitéit nach § 2 Absatz 7,

3. die Wirtschaftsfiihrung nach § 9 Absatz 3,

4.  die Wahl der Gleichstellungsbeauftragen nach § 29 Absatz 1 und

5. die Organisationsstruktur nach § 31 Absatz 1.

Die Grundlagensatzung kann weitere Regelungen treffen, insbesondere iiber die Berechtigung zur Vollmachtserteilung
nach § 22 Absatz 6.

(3) Die Grundordnung trifft Regelungen zur akademischen Selbstverwaltung. Sie regelt insbesondere Néheres iiber:
1. die Beteiligung des Vorstands nach § 20 Absatz 3,

2. die Zuweisung der Zustdndigkeit im Sinne des § 21 Absatz 1 Satz 1,

3. das Wahlverfahren nach § 22 Absatz 3 und

4.  die Ausgestaltung des Amtes der Professoralen Verantwortlichen fiir die Bereiche Forschung sowie Studium und
Lehre nach § 22 Absatz 11.

(4) Grundordnung und Grundlagensatzung kénnen mit Zustimmung des Wissenschaftssenats in einer Grundsatzung
zusammengefithrt werden. Anderungen der Grundsatzung, die Forschung und Lehre betreffen, bediirfen des Einver-
nehmens des Wissenschaftssenats.
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§34

Griindungsphase

(1) Organe der Medizinischen Universitit in der Griindungsphase sind der Ubergangsaufsichtsrat, der Griindungs-
vorstand, die Griindungskommission und als weiteres Gremium der Innovations- und Netzwerkrat. Soweit die Ab-
sétze 2 bis 6 nichts anderes bestimmen, gelten fiir die Organe und Gremien der Medizinischen Universitét in der Griin-
dungsphase § 19 Absatz 2 und 3 sowie die §§ 20 bis 27 entsprechend. Die Griindungsphase endet mit der vollstdndigen
Zusammensetzung der Organe nach § 19 Absatz 1. Auf Antrag des Vorstands stellt die zustindige Rechtsaufsichtsbe-
horde das Ende der Griindungsphase fest.

(2) Die Mitglieder des Aufsichtsrats nach § 25 Absatz 1 Nummer 1 und 4 bis 6 sowie die oder der Vorsitzende des
Betriebsrats der Carl-Thiem-Klinikum Cottbus gGmbH bilden den Ubergangsaufsichtsrat. Vor der Errichtung der Me-
dizinischen Universitit und bis zur Bestellung aller Mitglieder des Aufsichtsrats nach § 25 Absatz 1 nimmt der Uber-
gangsaufsichtsrat die Aufgaben des Aufsichtsrats wahr. Insofern dieses Gesetz eine Handlung des Vorstands oder
Griindungsvorstands vorsieht, ist diese Handlung vor der Errichtung der Medizinischen Universitét nicht erforderlich,
um eine Entscheidung des Ubergangsaufsichtsrats, insbesondere iiber die Zustimmung zum Wirtschaftsplan und den
Abschluss von Vertrigen, herbeizufithren. Der Ubergangsaufsichtsrat ist beschlussfihig, wenn simtliche Mitglieder
unter ihrer jeweilig zuletzt bekannten Adresse eingeladen worden sind und mindestens drei Mitglieder an der Be-
schlussfassung teilnehmen. Eine Teilnahme ist auch im Wege der elektronischen Kommunikation méglich. Der Be-
schlussfihigkeit steht nicht entgegen, dass dem Ubergangsaufsichtsrat weniger als die nach diesem Absatz vorgesehe-
nen Mitglieder angehoren.

(3) Der Griindungvorstand besteht aus dem Vorstand Krankenversorgung, dem Kaufménnischen Vorstand, dem Pfle-
gevorstand, dem Digitalisierungsvorstand und dem Griindungsvorstand Wissenschaft. Der Ubergangsaufsichtsrat kann
bestimmen, dass der Griindungsvorstand mit seiner Konstituierung bis langstens zum 31. Dezember 2026 durch einen
Griindungsvorstand Universitirer Strukturaufbau als stimmberechtigtes Mitglied des Griindungsvorstands unterstiitzt
wird. Der Vorstand Krankenversorgung iibernimmt den Vorsitz. Der Beschlussfahigkeit steht nicht entgegen, dass dem
Griindungsvorstand weniger als die nach diesem Absatz vorgesehenen Mitglieder angehéren. Die Beschlussfahigkeit
des Griindungsvorstands in Angelegenheiten, die Forschung und Lehre beriihren, setzt voraus, dass der Griindungsvor-
stand Wissenschaft bestellt ist. Sofern der Vorstand Krankenversorgung nicht bestellt ist, ist jedes Mitglied des Griin-
dungsvorstands berechtigt, die Medizinische Universitét in allen nichtakademischen Angelegenheiten nach auflen zu
vertreten. Dem Griindungsvorstand obliegen die Aufgaben des Vorstands. Mit der Wahl und Bestellung des Wissen-
schaftlichen Vorstands tritt dieser an die Stelle des Griindungsvorstands Wissenschaft und bildet gemeinsam mit den
anderen Vorstandsmitgliedern den Vorstand. Der Griindungsvorstand wird nach 6ffentlicher Ausschreibung auf der
Grundlage des Votums einer Findungskommission vom Ubergangsaufsichtsrat eingesetzt. Die von der fiir die Hoch-
schulen zusténdigen obersten Landesbehdrde eingesetzte Findungskommission besteht aus neun Mitgliedern. Thr ge-
horen an:

1. eine Vertreterin oder ein Vertreter der fiir die Hochschulen zustéindigen obersten Landesbehdrde,

2. zwei Mitglieder mit Vorstandserfahrung aus einer staatlichen Universitétsklinik, davon mindestens eine oder ei-
ner aus dem Bereich Krankenversorgung,

3. zweli ausgewiesene Wissenschaftlerinnen oder Wissenschaftler, eine oder einer davon mit besonderer Expertise
in dem Forschungsschwerpunkt der Medizinischen Universitdt Gesundheitssystemforschung sowie eine oder ei-
ner davon mit besonderer Expertise in dem Forschungsschwerpunkt der Medizinischen Universitdt Digitalisie-
rung des Gesundheitswesens,

4.  eine sachverstindige Person mit einschldgiger Expertise im Bereich Finanzen und Rechnungswesen, vorzugs-
weise einer Universitétsklinik,

5. eine sachverstindige Person mit einschldgiger Fithrungserfahrung im Bereich Pflege, vorzugsweise einer Uni-
versitétsklinik,

6.  eine sachverstindige Person mit einschldgiger Expertise im Bereich Digitalisierung, vorzugsweise einer Univer-
sitdtsklinik,

7. ein Mitglied der am 14. September 2020 konstituierten Expertenkommission zur Konzeptionierung eines Inno-
vationszentrums Universitdtsmedizin Cottbus (Expertenkommission [UC).
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Den Vorsitz der Findungskommission hat die Vertreterin oder der Vertreter der fiir die Hochschulen zustindigen obers-
ten Landesbehorde inne. Die Findungskommission erstellt jeweils eine Kandidatenliste fiir den Vorstand Krankenver-
sorgung, fiir den Pflegevorstand, fiir den Digitalisierungsvorstand, fiir den Kaufménnischen Vorstand, fiir den Griin-
dungsvorstand Wissenschaft und fiir den Griindungsvorstand Universitirer Strukturaufbau. Die Kandidatenlisten be-
diirfen der Zustimmung aller Mitglieder und kénnen jeweils bis zu drei Personen umfassen. Das fiir die Hochschulen
zustindige Mitglied der Landesregierung bestellt im Einvernehmen mit dem Griindungsvorstand Wissenschaft die Pro-
fessoralen Verantwortlichen fiir die Bereiche Forschung sowie Studium und Lehre nach § 22 Absatz 11 bis zu ihrer
Wahl durch den Wissenschaftssenat. § 22 Absatz 9 Satz 5 gilt fiir die Abberufung des Griindungsvorstands Wissen-
schaft und des Griindungsvorstands Universitérer Strukturaufbau entsprechend.

(4) Das fiir die Hochschulen zustdndige Mitglied der Landesregierung setzt eine Griindungskommission ein. Mit-
glieder sind:

1. der Griindungsvorstand Wissenschaft als Vorsitzende oder Vorsitzender,
2. die Professoralen Verantwortlichen nach Absatz 3 Satz 15, soweit diese bestellt sind,

3. sechs Mitglieder mit einer Qualifikation nach § 43 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe a des Brandenburgischen
Hochschulgesetzes,

4. eine Vertreterin oder ein Vertreter des akademischen Mittelbaus Medizinischer Fakultiten anderer Hochschulen
und

5. eine Studierende oder ein Studierender Medizinischer Fakultiten anderer Hochschulen.

Die Mitglieder nach Satz 2 Nummer 3 bis 5 werden von dem fiir die Hochschulen zustdndigen Mitglied der Landesre-
gierung bestimmt. Die Mitglieder nach Satz 2 Nummer 3 sollen sich zusammensetzen aus Mitgliedern der Experten-
kommission IUC und Hochschullehrerinnen oder Hochschullehrern anderer deutscher universititsmedizinischer Stand-
orte oder vergleichbar geeigneten Personen, deren wissenschaftliche Tétigkeit insbesondere Beziige zu den For-
schungsschwerpunkten der Medizinischen Universitit aufweist, sowie einer Person aus dem Kreis des zum Zeitpunkt
der Errichtung an der Medizinischen Universitdt beschéftigten habilitierten medizinischen Leitungspersonals. Die
Griindungskommission nimmt bis zur vollstindigen Zusammensetzung des Wissenschaftssenats seine Aufgaben wahr.
Die Mitglieder nach Satz 2 Nummer 3 werden durch sechs Vertreterinnen und Vertreter der Gruppe der Hochschulleh-
rerinnen und Hochschullehrer, von denen mindestens drei Mitglieder einer Organisationseinheit der Medizinischen
Universitit angehoren, die sich mit dem Forschungsschwerpunkt Gesundheitssystemforschung oder Digitalisierung des
Gesundheitswesens befasst, im Wege der Wahl aus der Mitte der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschul-
lehrer ersetzt, sobald eine ausreichende Anzahl an wihlbaren Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern an der Me-
dizinischen Universitét zur Verfiigung steht. Das Mitglied nach Satz 2 Nummer 4 wird durch eine Vertreterin oder
einen Vertreter der Gruppe der Akademischen Beschiftigten ersetzt, sobald eine ausreichende Anzahl an wéhlbaren
Akademischen Beschiftigten an der Medizinischen Universitét zur Verfiigung steht. Die Griindungskommission ist bei
Anwesenheit von sechs Mitgliedern beschlussfihig. Anwesend ist auch, wer im Wege der elektronischen Kommuni-
kation an einer Sitzung teilnimmt. Entscheidungen der Griindungskommission werden mit einfacher Mehrheit der ab-
gegebenen Stimmen getroffen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Mitglieds nach Satz 2 Nummer 1.
Die Griindungskommission kann Gésten Teilnahmerechte fiir ihre Sitzungen einrdumen.

(5) Soweit wihrend der Griindungsphase eine ordnungsgemafe Besetzung der Berufungskommission nach § 12 die-
ses Gesetzes und § 42 Absatz 2 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes nicht oder nicht vollstdndig moglich ist,

konnen

1. die Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer mit Hochschullehrerinnen oder Hochschullehrern
Medizinischer Fakultiten anderer Hochschulen,

2. die Gruppe der Akademischen Beschiftigten mit akademischem Personal Medizinischer Fakultiten anderer
Hochschulen,

3. die Gruppe der Studierenden mit Studierenden Medizinischer Fakultdten anderer Hochschulen

gebildet werden.
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(6) Inder Grindungsphase sind fiir Berufungen auf eine Professur an der Medizinischen Universitéit mit ffentlicher
Ausschreibung Findungskommissionen einzusetzen, auf die die Regelungen zur Berufungskommission nach Absatz 5,
§ 12 dieses Gesetzes und § 42 Absatz 2 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes entsprechende Anwendung finden.
Diese Findungskommissionen betreiben zusétzlich aktive Rekrutierung.

§35

Auswirkungen des Vermogensiibergangs auf die Stadt Cottbus/Choésebuz

Die bilanziellen Auswirkungen des Ubergangs des Vermogens und der Schulden der Carl-Thiem-Klinikum Cottbus
gGmbH auf die Medizinische Universitit erfolgen fiir die Stadt Cottbus/Chésebuz ergebnisneutral durch Buchung ge-
gen das Basisreinvermogen.

§36

Einschrinkung von Grundrechten

Durch § 7 wird das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung (Artikel 2 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 1
Absatz 1 des Grundgesetzes) und das Grundrecht auf Datenschutz (Artikel 11 Absatz 1 der Verfassung des Landes
Brandenburg) eingeschriankt. Durch § 1 Absatz 3 bis 8 sowie die §§ 10, 12 bis 17, 22 bis 24, 29 und 34 Absatz 1, 3, 5
und 6 wird das Grundrecht der Berufsfreiheit (Artikel 49 Absatz 1 der Verfassung des Landes Brandenburg) einge-
schréankt.

Anlage 1
(zu § 1 Absatz 3)

Aufstellung des nicht iibergehenden Vermogens der Carl-Thiem-Klinikum Cottbus gGmbH

I. Grundstiicke und Gebéude

Kindertagesstiitte:
Grundbuch von Spremberger | Gemarkung Flur Flurstiick
Vorstadt Blatt
18574 Spremberger- 152 Teilfldche aus 366 sowie Teilfldche aus 277
Vorstadt 120207 (schraffierte Flache in der Anlage 1a zu diesem
Gesetz)

mit Gebédude, Freiflachen, Anlagen, Betriebs- und Geschiftsausstattung, wie derzeit in Raumen der Kindertagesstitte
vorhanden, sowie Auflenanlage — Haus 66,

sdamtliche unmittelbar oder mittelbar dem Betriebsteil Kindertagesstitte rechtlich oder wirtschaftlich zuzuordnenden,
auch nicht bilanzierungsfahigen, Gegenstinde des Aktivvermdgens, insbesondere

1. sdmtliche dem Betriebsteil Kindertagesstitte zuzuordnenden Vorrite, Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und weiteren
Wirtschaftsgiiter, soweit diese im Eigentum oder der Verfiigungsbefugnis der Carl-Thiem-Klinikum Cottbus
gGmbH stehen,

2. die dem Betriebsteil Kindertagesstétte zuzuordnenden offenen Forderungen und Bankkonten,

3. die vorhandenen Lizenzen, Patente, Marken, Namens- und Schutzrechte, Domainrechte, Urheberrechte, Nut-
zungsrechte, sowie die Genehmigungen und 6ffentlich-rechtlichen Erlaubnisse et cetera hinsichtlich des Betriebs-

teils Kindertagesstitte,

4. Biicher und Aufzeichnungen im Hinblick auf den Betriebsteil Kindertagesstitte und



Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Brandenburg Teil I - Nr. 30 vom 21. Juni 2024

5. alle anderen Dokumente und Daten, unabhéngig davon, ob in Papierform oder elektronischer Form, die dem Be-
triebsteil Kindertagesstétte zuzuordnen sind, einschlieBlich Zeichnungen, Handbiicher, Werbematerial, Korres-
pondenz und Listen,

sowie simtliche unmittelbar oder mittelbar dem Betriebsteil Kindertagesstétte rechtlich oder wirtschaftlich zuzuord-
nenden Vertragsverhdltnisse, insbesondere der Mietvertrag und die Rahmentragervereinbarung fiir den Betrieb der
Kindertagesstétte.

Parkhaus:
Grundbuch von Spremberger | Gemarkung Flur Flurstiick
Vorstadt Blatt
18574 Spremberger- 148 155 (schraffierte Flache in der Anlage 1b zu
Vorstadt 120207 diesem Gesetz)
18574 Spremberger- 152 424, 426 und Teilflache aus 277 (schraffierte
Vorstadt 120207 Flache in der Anlage 1b zu diesem Gesetz)

mit Gebdude, Freifldchen, Aulenanlage — Haus 64,

samtliche unmittelbar oder mittelbar dem Betriebsteil Parkhaus rechtlich oder wirtschaftlich zuzuordnenden, auch nicht
bilanzierungsfdhigen, Gegenstéinde des Aktivvermdgens, insbesondere

1. samtliche dem Betriebsteil Parkhaus zuzuordnenden Vorrite, Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und weiteren Wirt-
schaftsgiiter, soweit diese im Eigentum oder der Verfiigungsbefugnis der Carl-Thiem-Klinikum Cottbus gGmbH
stehen, mit Ausnahme der auf dem Dach im Bau befindlichen oder installierten Photovoltaikanlage sowie damit
zusammenhédngende Anlagen, sémtliche unmittelbar oder mittelbar dem Betriebsteil Parkhaus rechtlich oder wirt-
schaftlich zuzuordnenden Vertragsverhiltnisse,

2. die dem Betriebsteil Parkhaus zuzuordnenden offenen Forderungen, Bankkonten und der Kassenbestand der Park-
automaten,

3. die vorhandenen Lizenzen, Patente, Marken, Namens- und Schutzrechte, Domainrechte, Urheberrechte, Nut-
zungsrechte, sowie die Genehmigungen und 6ffentlich-rechtlichen Erlaubnisse et cetera hinsichtlich des Betriebs-
teils Parkhaus,

4. Biicher und Aufzeichnungen im Hinblick auf den Betriebsteil Parkhaus und

5. alle anderen Dokumente und Daten, unabhéngig davon, ob in Papierform oder elektronischer Form, die dem Be-
triebsteil Parkhaus zuzuordnen sind, einschlieBlich Zeichnungen, Handbiicher, Informationsmaterial, Korrespon-
denz und Listen,

sowie samtliche unmittelbar oder mittelbar dem Betriebsteil Parkhaus rechtlich oder wirtschaftlich zuzuordnenden Ver-
tragsverhiltnisse.

Angestrebt wird eine Verpachtung des Parkhauses durch die Carl-Thiem-Klinikum Cottbus gGmbH, das heif3t der Ge-
sellschaft, deren Geschiftsanteile die Stadt Cottbus/Chdosebuz weiterhin hilt, an die Medizinische Universitit. In die-
sem Fall werden die vorstehenden Regelungen nach Maf3gabe des zu vereinbarenden Pachtverhdltnisses umgesetzt,
zum Beispiel der Verbleib der Mietvertrage iiber Stellflichen im Parkhaus bei der Medizinischen Universitét als Pach-
terin.

Das Parkhaus bleibt auch zukiinftig in das Parkleitsystem der Medizinischen Universitit eingebunden und steht den
Beschiftigten der Medizinischen Universitit nach Mafigabe einer entsprechenden Vereinbarung mit der Carl-Thiem-
Klinikum Cottbus gGmbH, das heiBit der Gesellschaft, deren Geschiftsanteile die Stadt Cottbus/Chésebuz weiterhin
hélt, zur Nutzung zur Verfiigung. Die Stellplitze werden der Medizinischen Universitét rechnerisch und bauordnungs-
rechtlich zugeordnet, soweit die Stellplatzverpflichtung insbesondere fiir den Betriebsteil Kindertagesstétte iiber
Dienstbarkeiten oder Baulasten an den iibergehenden Parkplatzflichen dauerhaft sichergestellt wird.
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Neue Rettungswache:

Grundbuch von Spremberger | Gemarkung Flur Flurstiick

Vorstadt Blatt

18574 Spremberger- 150 53 und 55 (schraffierte Fldche in der Anlage 1c zu
Vorstadt 120207 diesem Gesetz)

18574 Spremberger- 151 57 (schraffierte Flache in der Anlage 1¢ zu die-
Vorstadt 120207 sem Gesetz)

mit Gebdude und Anlagen im Bau sowie Freifldchen,

samtliche unmittelbar oder mittelbar dem Betriebsteil Neue Rettungswache rechtlich oder wirtschaftlich zuzuordnen-
den, auch nicht bilanzierungstahigen, Gegenstéinde des Aktivvermdgens, insbesondere

1. sédmtliche dem Betriebsteil Neue Rettungswache zuzuordnenden Vorrite, Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und wei-
teren Wirtschaftsgiiter, soweit diese im Eigentum oder der Verfiigungsbefugnis der Carl-Thiem-Klinikum Cottbus
gGmbH stehen,

2. die Genehmigungen und 6ffentlich-rechtlichen Erlaubnisse et cetera hinsichtlich des Betriebsteils Neue Rettungs-
wache,

3. Biicher und Aufzeichnungen im Hinblick auf den Betriebsteil Neue Rettungswache und

4. alle anderen Dokumente und Daten, unabhingig davon, ob in Papierform oder elektronischer Form, die dem Be-
triebsteil Neue Rettungswache zuzuordnen sind, einschlieBBlich Zeichnungen, Handbiicher, Informationsmaterial,
Korrespondenz und Listen,

sowie sdmtliche unmittelbar oder mittelbar dem Betriebsteil Neue Rettungswache rechtlich oder wirtschaftlich zuzu-
ordnenden Vertragsverhiltnisse, einschlielich Miet- und Objektverwaltungsvertrige, und die sich hieraus ergebenden
Anspriiche und Verpflichtungen.

II. Vermogen fiir kommunale Aufgaben

Es gehen des Weiteren nicht iiber acht Rettungstransportwagen, teilweise mit Kofferaufbau, mit medizinischer Aus-
stattung et cetera, ein Krankentransportwagen mit medizinischer Ausstattung, drei Notarzteinsatzfahrzeuge mit medi-
zinischer Ausstattung sowie ein Kommandowagen, die zum 1. Juli 2024 im Eigentum der Carl-Thiem-Klinikum Cott-
bus gGmbH oder einer Beteiligung derselben, zum Beispiel der Thiem-Service GmbH, stehen, sowie die zugehdrigen
Darlehensvertrage mit einer Darlehensvaluta zum 30. Juni 2024 in Héhe von circa 895 000 Euro und die sich hieraus
ergeben Verpflichtungen sowie bestehende oder bis zum 1. Juli 2024 noch entstehende Anspriiche und Verpflichtungen
aus Liefervertrdgen flir mindestens drei und voraussichtlich insgesamt fiinf weitere Rettungstransportwagen.

Es gehen zudem nicht {iber Barmittel, das heilit Aktiva gemél § 266 Absatz 2 Buchstabe B Nummer IV des Handels-
gesetzbuchs in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4100-1, verdffentlichten bereinigten Fassung,
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. April 2024 (BGBI. 2024 I Nr. 120) geéndert worden ist, in Héhe von
7 600 000 Euro in der Kasse der Carl-Thiem-Klinikum Cottbus gGmbH. Dies sind die finanziellen Mittel fiir die Rea-
lisierung des Neubaus der Rettungswache in Hohe der bestehenden Darlehensvaluta. Es gehen ferner nicht iiber die
bestehenden Darlehensvertrage mit einer Darlehensvaluta zum 30. Juni 2024 in Hohe von 7 600 000 Euro fiir den Bau
der neuen Rettungswache.
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Grundstiick Neue Rettungswache
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Anlage 2
(zu § 8 Absatz 1)

Satzung fiir den Betrieb gewerblicher Art ,,Universititsklinikum*
der Medizinischen Universitit Lausitz — Carl Thiem

§1 Zweck des Betriebs gewerblicher Art

Die Medizinische Universitdt Lausitz — Carl Thiem mit Sitz in Cottbus unterhélt einen Betrieb gewerblicher Art (BgA)

,Universititsklinikum®. Der BgA ,,Universitdtsklinikum* mit Sitz in Cottbus verfolgt ausschlieBlich und unmittelbar

gemeinniitzige Zwecke im Sinne des Abschnitts ,,Steuerbegiinstigte Zwecke™ der Abgabenordnung.

Zwecke des BgA sind:

- die Forderung des offentlichen Gesundheitswesens und der 6ffentlichen Gesundheitspflege;

—  die Forderung von Wissenschaft und Forschung;

- die Forderung der Erziehung, Volks- und Berufsbildung einschliefSlich der Studentenhilfe;

- die Forderung der Rettung aus Lebensgefahr;

- die Forderung der Altenhilfe;

- die Forderung des Wohlfahrtswesens.

Die Satzungszwecke werden insbesondere verwirklicht durch:

- die Feststellung, Heilung, Linderung oder Verhiitung der Verschlimmerung von Krankheiten, Leiden oder Kor-
perschédden, die Verhinderung und Vermeidung von Krankheitsrisiken sowie die Geburtshilfe durch hochquali-
fizierte drztliche und pflegerische Hilfeleistungen;

- den Betrieb und die Unterhaltung eines Krankenhauses der hochsten Versorgungsstufe mit den Ausbildungsstit-
ten, den sonstigen Nebeneinrichtungen, Nebenbetrieben, Zweckbetrieben und ambulanten Einrichtungen insbe-
sondere nach § 95 des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Krankenversicherung -;

- Wahrnehmung von Aufgaben der gesundheitlichen Pravention und Gesundheitsfiirsorge;

- die Erbringung von Leistungen der ambulanten und stationiren Pflege;

- Kooperationsleistungen im Sinne des § 57 Absatz 3 der Abgabenordnung in Form von Personaliiberlassungen an
die Thiem-Care GmbH fiir deren Betrieb von Einrichtungen zur Betreuung dlterer und/oder pflegebediirftiger
Menschen, die in besonderem Mafle den in § 53 der Abgabenordnung genannten Personen dienen, hinsichtlich
des Satzungszwecks der Forderung der Altenhilfe. Mindestens zwei Drittel der Leistungen der Thiem-Care
GmbH kommen notleidenden bzw. gefdhrdeten Personen im Sinne des § 53 der Abgabenordnung zu Gute;

- die Vorbereitung auf berufliche Tétigkeiten;

—  die Durchfiihrung von Aus- und Weiterbildung;

- die Durchfithrung von Lehre und Studium;

— die Durchfiihrung wissenschaftlicher Veranstaltungen und Forschungsvorhaben;

- die Durchfiihrung von Studien;

- den forschungsbasierten Innovations- und Technologietransfer zwischen dem klinischen Alltag und der Gesund-
heitswirtschatft;
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—  die Unterstiitzung des Trégers des Rettungsdienstes bei der Erbringung rettungsdienstlicher Aufgaben (beispiels-
weise durch die Gestellung von Notérzten);

- die planmiBige Erbringung von Kooperationsleistungen geméal § 57 Absatz 3 der Abgabenordnung (die Erbrin-
gung drztlicher, medizinischer, labor-, betriebs- und hygieneérztlicher Leistungen, Nutzungsiiberlassungen von
Réumen, Inventar, Gerdten und Parkplédtzen, Rechte, Bereitstellung von Medien, Erbringung von Konzernfiih-
rungsleistungen sowie Verwaltungsdienstleistungen im Bereich Verwaltung, Qualitdtsmanagement, Arbeitssi-
cherheit und Datenschutz, IT-Dienstleistungen, Bereitstellung und Uberlassung von Personal und Erbringung
sonstiger Dienstleistungen, Beschaffung und Lieferung von Waren durch den Zentraleinkauf und die Kranken-
hausapotheke) an andere steuerbegiinstigte Kdrperschaften unter den Tochtergesellschaften der Medizinischen
Universitdt Lausitz — Carl Thiem, an steuerbegiinstigte Betriecbe gewerblicher Art der Brandenburgischen Tech-
nischen Universitdt Cottbus-Senftenberg, der Stadt Cottbus, des Landkreises Spree-Neille, des Landes Branden-
burg sowie folgende gemeinniitzige Einrichtungen: Spremberger Krankenhausgesellschaft mbH, Stidtisches
Krankenhaus Eisenhiittenstadt GmbH, Naémi-Wilke-Stift Krankenhaus und lutherische Diakonissen-Anstalt,
MVZ-Poliklinik Spremberg GmbH, DRK-Rettungsdienst Schlesische Oberlausitz gGmbH, Technische Akade-
mie Wuppertal e.V., DRK Blutspendedienst Nord-Ost gemeinniitzige GmbH, Fufiballclub Energie Cottbus e.V.,
Lausitz Klinik Forst GmbH, Sana Kliniken Niederlausitz gGmbH, die verbleibende Carl-Thiem-Klinikum Cott-
bus gGmbH sowie

- alle Malinahmen und Geschiéfte, die unmittelbar dieser Aufgabenerfiillung unter Beachtung der Gemeinniitzigkeit
dienen.
§ 2 Selbstlosigkeit

Der BgA ,,Universitétsklinikum® ist selbstlos tdtig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

§ 3 Mittelverwendung

Mittel des BgA diirfen nur fiir die satzungsméfBigen Zwecke verwendet werden. Die Medizinische Universitét Lausitz —
Carl Thiem als Tragerkorperschaft des Betriebs gewerblicher Art erhilt keine Zuwendungen aus Mitteln des BgA.

Die Méglichkeit von Zuwendungen nach § 58 Nummer 1 der Abgabenordnung auch an die Medizinische Universitit
Lausitz — Carl Thiem als Tragerkorperschaft des BgA bleibt davon unberiihrt.

§ 4 Begiinstigungsverbot

Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des BgA ,,Universitatsklinikum* fremd sind, oder durch unver-
haltnisméBig hohe Vergiitungen begiinstigt werden.

§ 5 Auflésung des betriebs gewerblicher Art

Bei der Auflosung oder Authebung des BgA oder Wegfall steuerbegiinstigter Zwecke féllt das Vermdgen des BgA an
die Medizinische Universitét Lausitz — Carl Thiem, die es unmittelbar und ausschlielich fiir gemeinniitzige, mildtétige
oder kirchliche Zwecke zu verwenden hat.

Die Medizinische Universitdt Lausitz — Carl Thiem als Trégerkorperschaft erhélt bei Auflosung oder Authebung des
BgA oder bei Wegfall der steuerbegiinstigten Zwecke nicht mehr als ihre eingezahlten Kapitalanteile und den gemeinen
Wert ihrer geleisteten Sacheinlagen zuriick.

§ 6 Rechtsform der Organisation

Der BgA wird innerhalb der Wirtschaftsfithrung der Medizinischen Universitit Lausitz — Carl Thiem, einer juristischen
Person des offentlichen Rechts, gefiihrt.

§ 7 Leiterin und Leiter des Betriebs gewerblicher Art

Der BgA wird vom Vorstand Krankenversorgung der Medizinischen Universitét Lausitz — Carl Thiem in eigener fach-
licher Verantwortung geleitet.
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§ 8 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit Errichtung der Medizinischen Universitét Lausitz — Carl Thiem am 1. Juli 2024 in Kraft.

Artikel 2

Anderung des Brandenburgischen Hochschulgesetzes

Das Brandenburgische Hochschulgesetz vom 9. April 2024 (GVBI. I Nr. 12) wird wie folgt gedndert:

§ 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

,1.  die Universitdten Potsdam, Frankfurt (Oder), die Brandenburgische Technische Universitit Cottbus-Senf-
tenberg und die Medizinische Universitit mit Sitz in Cottbus,".

Dem § 97 Absatz 3 wird folgender Satz angefiigt:

,,Mit staatlicher Anerkennung findet § 7 Absatz 2 bis 5 des Brandenburgischen Universitdtsmedizingesetzes vom
21. Juni 2024 (GVBL. I Nr. 30) in der jeweils geltenden Fassung auf die Hochschulklinik entsprechende Anwen-
dung.”

In § 106 Satz 1 werden die Worter ,,und § 87 Absatz 4 durch die Worter ,,, § 87 Absatz 4 und § 97 Absatz 3
Satz 4% ersetzt.

Artikel 3

Anderung des Landespersonalvertretungsgesetzes

Das Landespersonalvertretungsgesetz vom 14. Mai 2024 (GVBI. I Nr. 18), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes
vom 14. Mai 2024 (GVBI. I Nr. 21 S. 12) gedndert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1.

Dem § 62 Absatz 5 wird folgender Satz angefiigt:

,Das Recht zur Mitbestimmung bei personellen Mafinahmen entfdllt ferner bei Cheférztinnen und Cheférzten
sowie Leiterinnen und Leitern von Fachabteilungen an der Medizinischen Universitét.

§ 92 wird wie folgt gedndert:
a)  Absatz 1 wird wie folgt geéndert:

aa) In Nummer 1 wird die Angabe ,,§ 40 Absatz 1 Satz 1 durch die Angabe ,,§ 42 Absatz 1 Satz 1 er-
setzt.

bb) In Nummer 4 wird die Angabe ,,§ 52 durch die Angabe ,,§ 57 ersetzt.
b) In Absatz 3 wird die Angabe ,,§ 65 Absatz 1* durch die Angabe ,,§ 71 Absatz 1 ersetzt.
In § 94 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,,§ 59 durch die Angabe ,,§ 65 ersetzt.
§ 107 wird wie folgt gedndert:
a)  Der Wortlaut wird Absatz 1.
b)  Folgender Absatz 2 wird angefiigt:
»(2) In den Féllen des § 92 des Landesdisziplinargesetzes gilt § 69 Absatz 1 Nummer 7 mit der MaBgabe,

dass auch die Entscheidung iiber die Erhebung der Disziplinarklage der Mitwirkung des Personalrates un-
terliegt.”
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Artikel 4

Anderung des Brandenburgischen Krankenhausentwicklungsgesetzes

Das Brandenburgische Krankenhausentwicklungsgesetz vom 8. Juli 2009 (GVBI. I S. 310), das zuletzt durch Artikel 1
des Gesetzes vom 30. April 2019 (GVBL. I Nr. 13) geéndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. Der Inhaltsiibersicht wird folgende Angabe angefiigt:

58 40 Medizinische Universitit.

2. Dem § 12 wird folgender Absatz 6 angefiigt:

»(6) Die Hochschulklinikplanung und die Krankenhausplanung sind aufeinander abzustimmen. Der Versor-
gungsauftrag der Medizinischen Universitit gemaf3 der nach § 6 des Brandenburgischen Universitdtsmedizin-
gesetzes vom 21. Juni 2024 (GVBIL. I Nr. 30) in der jeweils geltenden Fassung festgestellten Hochschulklinik-
planung ist als vorgegeben mit insoweit bedarfsdeckender Wirkung in der Krankenhausplanung zu beriicksich-
tigen. Die koordinierende Rolle der Medizinischen Universitét fiir die Versorgung im Versorgungsgebiet Lau-
sitz-Spreewald ist zu beriicksichtigen.

3. § 13 wird wie folgt gedndert:

a)  Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Nummer 2 werden nach dem Wort ,,Versorgungsgebieten das Wort ,,und“ durch die Worter ,,so-
wie die Medizinische Universitdt im Versorgungsgebiet Lausitz-Spreewald, ersetzt.

bb) In Nummer 3 wird der Punkt am Ende durch das Wort ,,und* ersetzt.
cc) Folgende Nummer 4 wird angefiigt:
4. das fiir die Hochschulen zustdndige Ministerium im Versorgungsgebiet Lausitz-Spreewald.*
b) In Absatz 5 werden nach Satz 1 folgende Sitze eingefiigt:
»Das fiir die Hochschulen zustidndige Ministerium kann beratend an den Sitzungen der Landeskonferenz
teilnehmen. Die Medizinische Universitét kann an den Sitzungen der Landeskonferenz zu Tagesordnungs-
punkten beratend teilnehmen, welche die Forschung zum Gesundheitssystem betreffen.*

4.  Folgender § 40 wird angefiigt:

»§ 40

Medizinische Universitiit

(1) Fiir die Medizinische Universitit gelten neben den Vorschriften, die sich ausdriicklich auf diese beziehen,
die §§ 3 bis 10, 11 Absatz 1 bis 3, die §§ 24a, 26, 34, 35 Absatz 1 und 3 sowie die §§ 36 und 37. Dabei gelten die
§§ 3 bis 10, 11 Absatz 1 bis 3 sowie die §§ 24a, 26, 34 und 37 mit der MaBgabe, dass die Rechtsaufsichtsbehdrde
das fiir die Hochschulen zustdndige Mitglied der Landesregierung ist.

(2) Bis zum 31. Dezember 2024 gelten fiir die Medizinische Universitdt auch Abschnitt 3 sowie § 35 Absatz 2
Satz 2 mit der Mafigabe, dass der Feststellungsbescheid nach § 6 Absatz 3 des Brandenburgischen Universitéts-
medizingesetzes mit seinem Erlass an die Stelle des Feststellungsbescheids nach § 14 Absatz 1 Satz 1 tritt.“
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Artikel 5

Einschrinkung von Grundrechten

(1) Durch Artikel 2 Nummer 2 werden das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung (Artikel 2 Absatz 1 in
Verbindung mit Artikel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes) und das Grundrecht auf Datenschutz (Artikel 11 Absatz 1 der
Verfassung des Landes Brandenburg) eingeschrénkt.

(2) Durch Artikel 4 Nummer 4 werden das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Absatz 1 des
Grundgesetzes, Artikel 15 Absatz 1 der Verfassung des Landes Brandenburg), das Grundrecht auf informationelle
Selbstbestimmung (Artikel 2 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes) und das Grundrecht
auf Datenschutz (Artikel 11 Absatz 1 der Verfassung des Landes Brandenburg) eingeschrénkt.

Artikel 6

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Sétze 2 und 3 am 1. Juli 2024 in Kraft. Artikel 1 § 34 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2
und Absatz 3 Satz 9 bis 14 tritt mit Wirkung vom 1. April 2024 in Kraft. Artikel 3 Nummer 2 und 3 tritt am Tag nach
der Verkiindung und Artikel 3 Nummer 4 tritt am 1. September 2024 in Kraft.

Potsdam, den 21. Juni 2024

Die Prisidentin
des Landtages Brandenburg

Dr. Ulrike Liedtke

Herausgeberin: Die Présidentin des Landtages Brandenburg
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	(4) Mit Errichtung der Medizinischen Universität werden die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Auszu-bildenden der Carl-Thiem-Klinikum Cottbus gGmbH Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Auszubildende der Medizinischen Universität. Diese tritt in die Rechte und Pflichten aus den bestehenden Arbeits- und Ausbildungsver-hältnissen ein. Dies umfasst insbesondere die Beschäftigungszeiten, die Stufenzuordnung und die Stufenlaufzeiten so-wie die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes fortbestehenden Besitzstände. Den Arbeitnehmerinnen und Ar-beitnehmern sowie Auszubildenden wird ein Widerspruchsrecht entsprechend § 613a Absatz 5 und 6 des Bürgerlichen Gesetzbuchs gewährt. Betriebsbedingte Kündigungen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern aus Anlass der Er-richtung der Medizinischen Universität sind ausgeschlossen. Dies gilt nicht für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die einer Überleitung auf die Medizinische Universität widersprechen. 
	(7) Die bei der Carl-Thiem-Klinikum Cottbus gGmbH bestehenden Betriebs- und Konzernbetriebsvereinbarungen gelten als Dienstvereinbarungen der Medizinischen Universität fort, solange und soweit sie nicht durch neue Dienstver-einbarungen ersetzt werden. 
	§ 1 
	Aufgaben, Verordnungsermächtigung 
	Aufgaben, Verordnungsermächtigung 
	(2) Die Medizinische Universität nimmt eine koordinierende und unterstützende Funktion für die gesundheitliche und pflegerische Versorgung in der Modellregion Gesundheit Lausitz ein. Die Medizinische Universität bildet als Kern eines Forschungs-, Lehr- und Versorgungsnetzwerks in der Modellregion Gesundheit Lausitz mit dem Forschungs-, Lehr- und Versorgungsnetzwerk zusammen das Innovationszentrum Universitätsmedizin Cottbus (IUC). Die Medizi-nische Universität fördert in der Modellregion Gesundheit Lausitz und darüber hinaus den Transfer neuer Versorgungs-konzepte und -innovationen in die Politik und die Selbstverwaltung des Gesundheitswesens.  
	(5) Die Medizinische Universität fördert Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in frühen Karrierephasen und beteiligt sich an der Fort- und Weiterbildung von Ärztinnen und Ärzten sowie an der interprofessionellen Aus- und Weiterbildung von Fachpersonal im Gesundheitswesen einschließlich der Pflege. Die regelmäßige Bewertung nach § 3 Absatz 5 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes erstreckt sich auch auf die Arbeit bei der Aus-, Fort- und Weiter-bildung des Personals. 
	(7) Die Medizinische Universität kann weitere Aufgaben wahrnehmen, soweit diese mit ihren Aufgaben im Zusam-menhang stehen und die Finanzierung sichergestellt ist. 
	Kooperationen 
	(9) Für die aus Anlass der Errichtung der Medizinischen Universität erforderlichen Geschäfte und Handlungen ein-schließlich der erforderlichen Eintragungen und Berichtigungen in den öffentlichen Büchern und Registern werden Abgaben und Gebühren des Landes sowie seiner Aufsicht unterstehender juristischer Personen des öffentlichen Rechts nicht erhoben. Entsprechendes gilt für Steuern, soweit dem Land das Recht zur Gesetzgebung hierüber zusteht. 
	§ 4 
	§ 4 
	(1) Die Medizinische Universität hat das Recht der Selbstverwaltung im Rahmen der Gesetze und regelt ihre Ange-legenheiten durch Satzungen nach § 33. 
	(4) Die Medizinische Universität ist bei der Durchführung von Bundesgesetzen, die das Land nach Artikel 85 des Grundgesetzes im Auftrag des Bundes ausführt, an die Weisung der für die Hochschulen zuständigen obersten Landes-behörde gebunden. Absatz 3 und § 11 Absatz 3 des Landesorganisationsgesetzes vom 24. Mai 2004 (GVBl. I S. 186), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 30. Juni 2022 (GVBl. I Nr. 18 S. 5) geändert worden ist, gelten entspre-chend. 
	Gleichstellung der Geschlechter 
	Hochschulklinikplanung 
	(2) Die Medizinische Universität schließt mit der Brandenburgischen Technischen Universität Cottbus-Senftenberg eine öffentlich-rechtliche Kooperationsvereinbarung, in der das Nähere über das Zusammenwirken, insbesondere in zentralen Dienstleistungsangeboten und durch die gemeinsame und untereinander abgestimmte Durchführung von For-schung, Lehre und Transfer, geregelt wird. 
	Verarbeitung von Patientendaten, Datenschutz bei Forschungsvorhaben, Verordnungsermächtigung 
	Verarbeitung von Patientendaten, Datenschutz bei Forschungsvorhaben, Verordnungsermächtigung 
	(2) Die Medizinische Universität darf personenbezogene Daten, einschließlich Daten im Sinne von Artikel 9 Ab-satz 1 der Datenschutz-Grundverordnung, auch ohne Einwilligung für wissenschaftliche Forschungszwecke verarbei-ten, wenn die Verarbeitung zur Erreichung des Forschungszwecks erforderlich ist und 
	3. diese vor ihrer weiteren Verarbeitung auf Grundlage dieser Bestimmung anonymisiert wurden. 
	(3) In den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 1 und 2 sind die personenbezogenen Daten zu pseudonymisieren. Sobald und soweit dies nach dem Forschungszweck möglich ist, sind die Daten zu anonymisieren. Die Medizinische Universität gewährleistet durch angemessene und spezifische Maßnahmen im Sinne des § 24 des Brandenburgischen Datenschutzgesetzes vom 8. Mai 2018 (GVBl. I Nr. 7), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 5. März 2024 (GVBl. I Nr. 9 S. 9) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, dass die Grundrechte und Interessen der betroffenen Personen gewahrt werden. 
	(2) Die Hochschulklinikplanung wird durch den Vorstand aufgestellt und bedarf der Genehmigung durch den Auf-sichtsrat. Der Vorstand ist verpflichtet, die für die Hochschulen und die für Gesundheit zuständigen obersten Landes-behörden in die Aufstellung der Hochschulklinikplanung einzubeziehen. Die Einbeziehung erstreckt sich insbesondere auf die Berücksichtigung der Belange von Forschung, Lehre und System- und Zukunftsaufgaben sowie der Versor-gungsbedarfe und die Abstimmung der Hochschulklinikplanung mit der Krankenhausplanung. Der Vorstand legt der für die Hochschulen und der für Gesundheit zuständigen obersten Landesbehörden die aufgestellte Hochschulklinik-planung mit der Gelegenheit zur Stellungnahme vor. Die aufgestellte Hochschulklinikplanung ist dem Aufsichtsrat zusammen mit den Stellungnahmen zuzuleiten.  
	Finanzierung, Zuständigkeit, Gewährträgerschaft, Auflösung, Verordnungsermächtigungen 
	Finanzierung, Zuständigkeit, Gewährträgerschaft, Auflösung, Verordnungsermächtigungen 
	(2) Die Medizinische Universität deckt ihre Aufwendungen in der Krankenversorgung durch Entgelte und sonstige Erträge aus der Krankenversorgung.  
	(5) Das Land stellt der Medizinischen Universität weiter Mittel für 
	2. die erforderlichen Zuführungen an das Sondervermögen Versorgungsfonds des Landes Brandenburg, 
	nach Maßgabe des Landeshaushalts auf der Grundlage des Wirtschaftsplans zur Verfügung. Ist die Medizinische Uni-versität Empfängerin von Abfindungszahlungen nach Satz 1 Nummer 3, leitet sie diese ungeschmälert und unverzüg-lich an das Land weiter. 
	(5) In den Fällen der Absätze 2 und 4 sind die Rechte der betroffenen Personen auf Auskunft nach Artikel 15 der Datenschutz-Grundverordnung, auf Berichtigung nach Artikel 16 der Datenschutz-Grundverordnung, auf Einschrän-kung der Verarbeitung nach Artikel 18 der Datenschutz-Grundverordnung und auf Widerspruch nach Artikel 21 der Datenschutz-Grundverordnung insoweit beschränkt, als durch ihre Wahrnehmung die Verwirklichung der wissen-schaftlichen Forschungszwecke unmöglich gemacht oder ernsthaft beeinträchtigt wird oder die Inanspruchnahme oder Gewährung dieser Rechte unmöglich ist oder einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde. 
	3. die Berechnung, Festsetzung und Zahlbarmachung der Beamtenbesoldung, der Beihilfe und der sonstigen Leis-tungen nach dem Landesbeamtengesetz auf eine andere öffentliche Stelle zu übertragen sowie 
	3. die Berechnung, Festsetzung und Zahlbarmachung der Beamtenbesoldung, der Beihilfe und der sonstigen Leis-tungen nach dem Landesbeamtengesetz auf eine andere öffentliche Stelle zu übertragen sowie 
	In der Rechtsverordnung kann die Zuständigkeit der Pensionsbehörde für weitere Angelegenheiten der Versorgung und der Nachversicherung bestimmt werden. 
	(9) Die Medizinische Universität hat die Ansprüche ihrer Beschäftigten auf Zahlung der Vergütung vorrangig zu befriedigen. 
	(11) Darüber hinaus können zur Finanzierung von Investitionen Kredite aufgenommen werden, für deren Rückzah-lung längstens der Zeitraum der technischen Nutzungsdauer, maximal ein Zeitraum von 30 Jahren, vorzusehen ist. 
	(14) Bei Auflösung der Medizinischen Universität fällt ihr Vermögen an das Land Brandenburg, soweit es nicht im Rahmen der Ausstattung der Stadt Cottbus/Chóśebuz zur Erfüllung der ihr obliegenden kommunalen Aufgaben in der Krankenversorgung an sie zu übertragen ist. Das Nähere kann die Landesregierung durch Rechtsverordnung regeln. In der Rechtsverordnung nach Satz 2 kann die weitere Regelung durch öffentlich-rechtliche Vereinbarung zugelassen werden. 
	(6) Das für die Hochschulen zuständige Mitglied der Landesregierung wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem für Finanzen zuständigen Mitglied der Landesregierung durch Rechtsverordnung  
	(2) Die Mittel für Forschung und Lehre, einschließlich Drittmittel, einerseits sowie die Mittel für Krankenversorgung andererseits sind gesondert zu bewirtschaften. Ein Verlustausgleich oder die Übertragung von Überschüssen zwischen den Wirtschaftskreisen ist ausgeschlossen. 
	(2) Die Mittel für Forschung und Lehre, einschließlich Drittmittel, einerseits sowie die Mittel für Krankenversorgung andererseits sind gesondert zu bewirtschaften. Ein Verlustausgleich oder die Übertragung von Überschüssen zwischen den Wirtschaftskreisen ist ausgeschlossen. 
	(4) In den ersten drei Monaten des Geschäftsjahres sind der Jahresabschluss und der Lagebericht für das vergangene Geschäftsjahr in entsprechender Anwendung der für große Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften des Dritten Buchs des Handelsgesetzbuchs sowie des Einführungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch unter Berücksichtigung der besonderen Vorschriften der für die Buchführung von Krankenhäusern geltenden Bundesgesetze und der dazu erlasse-nen Rechtsverordnung aufzustellen und der Abschlussprüferin oder dem Abschlussprüfer zur Prüfung vorzulegen. Die Prüfung erfolgt auch nach den für die Beteiligung der öffentlichen Hand geltenden besonderen Prüfungsbestimmungen des § 53 des Haushaltsgrundsätzegesetzes vom 19. August 1969 (BGBl. I S. 1273), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 14. August 2017 (BGBl. I S. 3122) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung. Im Jahresab-schluss sind zusätzlich die Wirtschaftskreise nach einheitlichen Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden getrennt aus-zuweisen. 
	§ 10 
	Die Zulassung zum Studiengang Humanmedizin erfolgt nur, soweit ein Studienangebot vorhanden ist. Die Zulassung für das erste Fachsemester des Ersten Abschnitts der ärztlichen Ausbildung für den Studiengang Humanmedizin erfolgt zweimal jährlich zum Winter- und zum Sommersemester. Die Zulassungszahl für die ersten vier Semester ab Aufnahme des Studienbetriebs wird auf jeweils 36, für die darauffolgenden vier Semester auf jeweils 48, für die darauffolgenden vier Semester auf jeweils 60 und für die darauffolgenden vier Semester auf jeweils 72 festgesetzt. 
	(1) Der Medizinischen Universität wird das Recht verliehen, eigene Beamtinnen und Beamte zu haben. Die oder der Vorstandsvorsitzende ernennt die Beamtinnen und Beamten. Die Medizinische Universität ist Arbeitgeberin der Ar-beitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 
	§ 9 
	(6) Die Medizinische Universität schließt Tarifverträge zur Regelung der Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen ab. 
	(6) Die Medizinische Universität schließt Tarifverträge zur Regelung der Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen ab. 
	Berufung von Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern 
	(3) § 42 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes gilt im Übrigen entsprechend mit der Maßgabe, dass an die Stelle des zuständigen Organs des Fachbereichs der Wissenschaftssenat und an die Stelle der Präsidentin oder des Präsidenten die oder der Wissenschaftliche Vorstand tritt. Das in entsprechender Anwendung des § 42 Absatz 2 des Brandenburgi-schen Hochschulgesetzes vom Wissenschaftlichen Vorstand bestimmte Mitglied der Berufungskommission muss Mit-glied einer wissenschaftlichen Organisationseinheit der Medizinischen Universität sein, die sich mit dem Forschungs-schwerpunkt Gesundheitssystemforschung oder Digitalisierung des Gesundheitswesens befasst.  
	(3) Oberste Dienstbehörde und Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter der Beamtinnen und Beamten der Medi-zinischen Universität ist die oder der Vorstandsvorsitzende. Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter der Vorstands-mitglieder ist die oder der Aufsichtsratsvorsitzende.  
	(2) Professorinnen und Professoren mit Aufgaben in der Krankenversorgung müssen zusätzlich die Anerkennung als Fachärztin oder Facharzt nachweisen, soweit für das betreffende Fachgebiet im Land Brandenburg eine entsprechende Weiterbildung vorgesehen ist. Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren mit Aufgaben in der Krankenversorgung sollen zusätzlich die Anerkennung als Fachärztin oder Facharzt nachweisen, soweit für das betreffende Fachgebiet im Land Brandenburg eine entsprechende Weiterbildung vorgesehen ist. Die Zeiten einer hauptberuflichen wissenschaft-lichen Tätigkeit zwischen der letzten Prüfungsleistung der Promotion und der Bewerbung auf eine Juniorprofessur mit Aufgaben in der Krankenversorgung dürfen in der Regel neun Jahre nicht überschreiten. 
	(2) Professorinnen und Professoren mit Aufgaben in der Krankenversorgung müssen zusätzlich die Anerkennung als Fachärztin oder Facharzt nachweisen, soweit für das betreffende Fachgebiet im Land Brandenburg eine entsprechende Weiterbildung vorgesehen ist. Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren mit Aufgaben in der Krankenversorgung sollen zusätzlich die Anerkennung als Fachärztin oder Facharzt nachweisen, soweit für das betreffende Fachgebiet im Land Brandenburg eine entsprechende Weiterbildung vorgesehen ist. Die Zeiten einer hauptberuflichen wissenschaft-lichen Tätigkeit zwischen der letzten Prüfungsleistung der Promotion und der Bewerbung auf eine Juniorprofessur mit Aufgaben in der Krankenversorgung dürfen in der Regel neun Jahre nicht überschreiten. 
	§ 14 
	(2) Die Medizinische Universität kann für die Dauer von fünf Jahren nach Aufnahme des Studienbetriebs im Studi-engang Humanmedizin Professuren mit Schwerpunkt in der Lehrentwicklung einrichten. Der Wissenschaftssenat ent-scheidet rechtzeitig vor Ablauf der fünf Jahre im Einvernehmen mit der für die Hochschulen zuständigen obersten Landesbehörde unter Berücksichtigung der Ergebnisse einer Evaluation über eine Weiterführung. Der Anteil dieser Professuren an der Gesamtzahl der Professorinnen- und Professorenstellen der Medizinischen Universität darf fünf Prozent nicht übersteigen. Die von Professorinnen und Professoren mit Schwerpunkt in der Lehrentwicklung wahrzu-nehmenden Aufgaben weisen vorübergehend einen Schwerpunkt in der Lehrentwicklung auf. Der Umfang ihrer Lehr-verpflichtung unterschreitet denjenigen von Professorinnen und Professoren an Universitäten ohne Schwerpunkt in der Lehrentwicklung ohne Aufgaben in der Krankenversorgung um maximal 50 Prozent.  
	§ 15 
	§ 13 
	§ 17 
	§ 17 
	Ärztliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind aus dem Liquidationserlös der wahlärztlichen Behandlung der Medi-zinischen Universität in angemessenem Umfang zu beteiligen (Pflichtbeteiligung). Nichtärztliches Personal kann an den Erlösen beteiligt werden. Die Mittel sind nach Fachabteilung getrennt zu verwalten und zu verteilen. Im Rahmen der Verteilung sind Verantwortung, Leistung und Erfahrung angemessen zu berücksichtigen. Dabei können Leistungen in der Krankenversorgung, der Forschung, der Lehre, den System- und Zukunftsaufgaben sowie Leistungen zu deren unmittelbaren Unterstützung berücksichtigt werden. Die Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung sind den Mitteln nach Satz 3 zu entnehmen. Das für die Hochschulen zuständige Mitglied der Landesregierung regelt durch Rechtsver-ordnung 
	3. die Bildung und Besetzung der Ausschüsse zur Festlegung der Grundsätze der finanziellen Mitarbeiterbeteiligung sowie deren Verfahrensweisen. 
	Mitglieder kooperierender Hochschulen 
	Organe und Gremien 
	1. der Wissenschaftssenat,  
	§ 16 
	1. sieben Vertreterinnen oder Vertreter aus der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, 
	1. sieben Vertreterinnen oder Vertreter aus der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, 
	3. zwei Vertreterinnen oder Vertreter aus der Gruppe der Studierenden einschließlich der Promotionsstudierenden ohne Beschäftigungsverhältnis an der Hochschule, 
	(2) Dem Wissenschaftssenat gehört der Wissenschaftliche Vorstand als Vorsitzende oder Vorsitzender ohne Stimm-recht an. 
	§ 21 
	(2) Als Organ der akademischen Selbstverwaltung nimmt der Wissenschaftssenat zu allen wissenschaftsrelevanten Entscheidungen von grundsätzlicher Bedeutung Stellung. Er hat gegenüber dem Vorstand ein umfassendes Informati-onsrecht. Ihm ist rechtzeitig vor der Zustimmung zum Wirtschaftsplan und der Feststellung des Jahresabschlusses durch den Aufsichtsrat und vor dem Abschluss von Hochschulverträgen und anderen Ziel- und Leistungsvereinbarungen mit dem Land durch den Vorstand Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.  
	1. Promotionsordnung,  
	§ 20 
	3. die Mitwirkung an der Evaluation und Koordination von Lehre und Forschung. 
	3. die Mitwirkung an der Evaluation und Koordination von Lehre und Forschung. 
	Vorstand 
	2. der Vorstand Krankenversorgung, 
	4. der Pflegevorstand, 
	(2) Der Aufsichtsrat bestellt die Vorstandsmitglieder unter Beachtung der Absätze 3 und 4. Der Aufsichtsrat schließt mit den Mitgliedern des Vorstands Dienstverträge ab. Ein angemessener Teil der Vergütung soll leistungs- und erfolgs-abhängig ausgestaltet sein. War ein Mitglied des Vorstands vor der Bestellung Hochschullehrerin oder Hochschullehrer der Medizinischen Universität, stehen ihr oder ihm während der hauptberuflichen Tätigkeit im Vorstand die mit der Lehrbefugnis verbundenen Rechte zur Abhaltung von Lehrveranstaltungen und zur Beteiligung an Prüfungen zu. Dies gilt nicht, wenn eine Beeinträchtigung dienstlicher Interessen zu besorgen ist. 
	(4) Der Aufsichtsrat bestimmt den Vorstand Krankenversorgung, den Kaufmännischen Vorstand, den Pflegevorstand und den Digitalisierungsvorstand nach öffentlicher Ausschreibung auf der Grundlage des Votums einer Findungskom-mission, die vom Aufsichtsrat eingesetzt wird. Die Findungskommission besteht aus fünf Mitgliedern. Ihr gehören eine Vertreterin oder ein Vertreter der für die Hochschulen zuständigen obersten Landesbehörde sowie zwei Mitglieder mit Vorstandserfahrung aus einer staatlichen Universitätsklinik an, davon mindestens eine oder einer aus dem Bereich Krankenversorgung. Für die Bestimmung des Vorstands Krankenversorgung gehören ihr als weitere Mitglieder zwei ausgewiesene Wissenschaftlerinnen oder Wissenschaftler an, deren besondere Expertise die Forschungsschwerpunkte Gesundheitssystemforschung und Digitalisierung des Gesundheitswesens abdecken soll. Für die Bestimmung des Kaufmännischen Vorstands gehören ihr als weitere Mitglieder zwei sachverständige Personen mit einschlägiger Ex-pertise im Bereich Finanzen und Rechnungswesen, vorzugsweise einer Universitätsklinik, an. Für die Bestimmung des Pflegevorstands gehören ihr als weitere Mitglieder zwei sachverständige Personen mit einschlägiger Führungserfah-rung im Bereich Pflege, vorzugsweise einer Universitätsklinik, an. Für die Bestimmung des Digitalisierungsvorstands gehören ihr als weitere Mitglieder zwei sachverständige Personen mit einschlägiger Expertise im Bereich Digitalisie-rung, vorzugsweise einer Universitätsklinik, an. Die Findungskommission bestimmt ihren Vorsitz. Die Findungskom-mission erstellt jeweils eine Kandidatenliste für den Vorstand Krankenversorgung, für den Kaufmännischen Vorstand, für den Pflegevorstand und für den Digitalisierungsvorstand. Die Kandidatenlisten bedürfen der Zustimmung aller Mit-glieder der jeweiligen Findungskommission und können jeweils bis zu drei Personen umfassen. Die Kandidatenlisten werden im Benehmen mit dem Wissenschaftssenat aufgestellt. Die Gleichstellungsbeauftragte kann mit beratender Stimme am Auswahlverfahren zur Erstellung der Kandidatenlisten teilnehmen. 
	(4) Der Wissenschaftssenat ist weiter zuständig für: 
	(8) Für die Mitglieder des Vorstands bestellt der Aufsichtsrat jeweils auf Vorschlag des betreffenden Vorstandsmit-glieds eine Stellvertretung für den Fall der Verhinderung. Als Vertreterin oder Vertreter des Wissenschaftlichen Vor-stands kann nur eine Person aus der Gruppe der Professoralen Verantwortlichen nach Absatz 11 bestellt werden. 
	(8) Für die Mitglieder des Vorstands bestellt der Aufsichtsrat jeweils auf Vorschlag des betreffenden Vorstandsmit-glieds eine Stellvertretung für den Fall der Verhinderung. Als Vertreterin oder Vertreter des Wissenschaftlichen Vor-stands kann nur eine Person aus der Gruppe der Professoralen Verantwortlichen nach Absatz 11 bestellt werden. 
	(10) Entscheidungen des Vorstands werden nach dem Mehrheitsprinzip getroffen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorstands Krankenversorgung. In Fragen von Forschung und Lehre, die in die Entscheidungszustän-digkeit des Wissenschaftssenats fallen, ist das Einvernehmen mit diesem herzustellen. In allen anderen Fragen, die Forschung und Lehre berühren, ist das Einvernehmen mit dem Wissenschaftlichen Vorstand herzustellen. Kommt eine Einigung nicht zustande, können beide Seiten den Aufsichtsrat anrufen. Im Falle unauflösbarer Divergenzen entschei-det der Aufsichtsrat unter besonderer Würdigung der Belange von Forschung und Lehre.  
	Aufgaben des Vorstands 
	1. die Aufstellung der Struktur- und Entwicklungsplanung sowie des Dauerstellenkonzepts für Akademische Be-schäftigte, 
	(5) Zum Wissenschaftlichen Vorstand kann bestellt werden, wer aufgrund einer mehrjährigen verantwortlichen be-ruflichen Tätigkeit, insbesondere in der Wissenschaft im Bereich Gesundheit, erwarten lässt, dass sie oder er den Auf-gaben des Amtes gewachsen ist. Der Vorstand Krankenversorgung soll die Einstellungsvoraussetzungen für Professo-rinnen und Professoren mit ärztlichen Aufgaben erfüllen und muss als Ärztin oder Arzt über einschlägige Erfahrungen in der Betriebsleitung sowie im Krankenhauswesen verfügen. Der Kaufmännische Vorstand muss über einen geeigne-ten Hochschulabschluss und mehrjährige einschlägige Berufserfahrung verfügen. Der Pflegevorstand und der Digitali-sierungsvorstand sollen jeweils über einen geeigneten Hochschulabschluss und mehrjährige einschlägige Berufserfah-rung verfügen. 
	5. den Abschluss von Zielvereinbarungen zwischen dem Vorstand und anderen Organisationseinheiten, 
	5. den Abschluss von Zielvereinbarungen zwischen dem Vorstand und anderen Organisationseinheiten, 
	7. die Aufstellung von Wirtschaftsplan, Jahresabschluss und Lagebericht, 
	10. die Aufstellung der Investitions-, Raum- und Geräteplanung, 
	12. die Wahrung der Ordnung und die Ausübung des Hausrechts, 
	In den Fällen des Satzes 4 Nummer 1 ist das Einvernehmen mit dem Wissenschaftssenat herzustellen, soweit Forschung und Lehre berührt werden. 
	§ 24 
	2. die Aufstellung der Hochschulklinikplanung, 
	Aufsichtsrat 
	Aufsichtsrat 
	1. je eine Vertreterin oder ein Vertreter der für Hochschulen, Finanzen sowie Gesundheit zuständigen obersten Lan-desbehörden, 
	4. eine externe Sachverständige oder ein externer Sachverständiger mit Vorstandserfahrung im Bereich der Univer-sitätsmedizin, 
	6. eine externe Sachverständige oder ein externer Sachverständiger mit einschlägiger Expertise im Bereich Finanzen und Rechnungswesen, vorzugsweise einer Universitätsklinik. 
	(4) Die Aufsichtsratsmitglieder nach Absatz 1 Nummer 2 bis 6 werden für bis zu fünf Jahre bestellt. Die Wiederbe-stellung ist zulässig. 
	(6) Die für die Hochschulen zuständige oberste Landesbehörde setzt für die Tätigkeit der Mitglieder nach Absatz 1 Nummer 3 bis 6 im Aufsichtsrat eine angemessene Aufwandsentschädigung fest. 
	(4) Der Pflegevorstand ist für die Organisation des Pflegedienstes, Funktionsdienstes und Sozialdienstes sowie für deren Aus-, Fort- und Weiterbildung verantwortlich. Sie oder er ist Vorgesetzte oder Vorgesetzter des Personals im Pflegedienst und für pflegerisch-fachliche Belange weisungsberechtigt. Der Pflegevorstand ist fachlich zuständig für die Schulen für Gesundheitsberufe. 
	(11) Der Aufsichtsrat kann Ausschüsse einsetzen. Er setzt einen Finanzausschuss ein, der für kaufmännische und Fi-nanzierungsfragen zuständig ist, insbesondere für Entscheidungen mit Haushaltsrelevanz nach § 26 Absatz 3. Dem Finanzausschuss gehören notwendig je eine Vertreterin oder ein Vertreter der für Hochschulen, Finanzen sowie Ge-sundheit zuständigen obersten Landesbehörden an. 
	(11) Der Aufsichtsrat kann Ausschüsse einsetzen. Er setzt einen Finanzausschuss ein, der für kaufmännische und Fi-nanzierungsfragen zuständig ist, insbesondere für Entscheidungen mit Haushaltsrelevanz nach § 26 Absatz 3. Dem Finanzausschuss gehören notwendig je eine Vertreterin oder ein Vertreter der für Hochschulen, Finanzen sowie Ge-sundheit zuständigen obersten Landesbehörden an. 
	§ 26 
	1. vom Vorstand erstellte Satzungen, die nicht in den Aufgabenbereich des Wissenschaftssenats fallen, und deren Änderungen, 
	3. Zustimmung zu dem vom Vorstand aufgestellten Wirtschaftsplan, 
	6. Bestellung der Abschlussprüferin oder des Abschlussprüfers für den Jahresabschluss und den Lagebericht, 
	8. Aufnahme von Krediten nach § 8 Absatz 11 ab einer vom Aufsichtsrat bestimmten Wertgrenze, 
	(8) Der Vorstand nimmt an den Sitzungen des Aufsichtsrates teil, sofern der Aufsichtsrat nichts Abweichendes be-schließt.  
	15. Abschluss, Änderung und Aufhebung besonders bedeutsamer, über den Rahmen des laufenden Geschäftsbetriebs hinausgehender Verträge, insbesondere Tarifverträge, 
	15. Abschluss, Änderung und Aufhebung besonders bedeutsamer, über den Rahmen des laufenden Geschäftsbetriebs hinausgehender Verträge, insbesondere Tarifverträge, 
	17. Grundsätze und Verfahren für den Abschluss von Dienst- und Arbeitsverträgen mit einer übertariflichen Vergü-tung, 
	20. Genehmigung von Rechtsgeschäften, an denen Aufsichtsratsmitglieder persönlich oder als Vertreterin oder als Vertreter einer Handelsgesellschaft oder einer juristischen Person des öffentlichen Rechts wirtschaftlich beteiligt sind; hierunter fallen nicht Verträge über Krankenbehandlungen. 
	(2) Ergibt sich im Laufe des Geschäftsjahres, dass die Ansätze des Wirtschaftsplans voraussichtlich wesentlich über- oder unterschritten werden, hat der Vorstand einen Nachtrag zum Wirtschaftsplan aufzustellen und dem Aufsichtsrat zur Beschlussfassung vorzulegen. Für neue Ansätze und Maßnahmen ist die Einwilligung des Aufsichtsrats einzuholen. 
	Innovations- und Netzwerkrat 
	(2) Aufgabe des Innovations- und Netzwerkrates ist es insbesondere, Kommunikation und Kooperation innerhalb des IUC zu fördern, sich auf einen strategischen Rahmen für die Durchführung gemeinsamer Projekte, insbesondere in den Bereichen gesundheitliche und pflegerische Versorgung, Fachkräftesicherung und Digitalisierung des Gesund-heitswesens, zu verständigen und diesen fortlaufend weiterzuentwickeln. Darüber hinaus gibt der Innovations- und Netzwerkrat Empfehlungen an den Wissenschaftssenat oder die von ihm eingesetzten Ausschüsse für den Einsatz von Mitteln der Medizinischen Universität, die zur Förderung der Vernetzung mit der Modellregion Gesundheit Lausitz zur Verfügung stehen. Das Nähere zu den Aufgaben ist im Einvernehmen mit dem Innovations- und Netzwerkrat durch Satzung zu regeln.  
	12. Abschluss, Änderung und Aufhebung von Miet- und Pachtverträgen sowie Projektverträgen in öffentlich-priva-ten Partnerschaften ab einer vom Aufsichtsrat bestimmten Zeitdauer und Wertgrenze, 
	§ 28 
	§ 28 
	(1) Die vom Wissenschaftssenat einzurichtende Ethikkommission der Medizinischen Universität nach § 70 Absatz 3 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes berät die Mitglieder und Angehörigen der Medizinischen Universität ins-besondere auch über die mit der Durchführung von Forschungsvorhaben verbundenen berufsethischen und berufsrecht-lichen Fragen. Die Ethikkommission ist interdisziplinär zu besetzen. Die Mitglieder der Ethikkommission unterliegen in dieser Funktion keinerlei Weisungen der Organe oder Gremien der Medizinischen Universität. 
	§ 29 
	(1) Im Aufgabenbereich nach § 5 werden eine Gleichstellungsbeauftragte und bis zu zwei Stellvertreterinnen von den Mitgliedern und Angehörigen der Medizinischen Universität für die Dauer von vier Jahren gewählt und vom Vorstand bestellt. Die Aufgabe der Gleichstellungsbeauftragten ist hauptberuflich wahrzunehmen. Die Stelle ist aus-zuschreiben. Näheres zur Wahl wird in der Grundlagensatzung bestimmt. § 76 Absatz 3 des Brandenburgischen Hoch-schulgesetzes findet keine Anwendung. 
	Beauftragte oder Beauftragter für die Belange von Hochschulmitgliedern und -angehörigen mit Behinderungen 
	eines Mitglieds des Innovations- und Netzwerkrats verleihen. Dies gilt auch für Mitglieder und Angehörige der Medi-zinischen Universität. Vertreterinnen und Vertretern der Landkreise Dahme-Spreewald, Elbe-Elster, Oberspreewald-Lausitz und Spree-Neiße/Sprjewja-Nysa sowie der kreisfreien Stadt Cottbus/Chóśebuz ist auf Antrag der Status eines Mitglieds des Innovations- und Netzwerkrats zu verleihen. 
	(2) Abschnitt 9 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes findet mit Ausnahme von § 80 Absatz 4 keine Anwen-dung. 
	(2) Abschnitt 9 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes findet mit Ausnahme von § 80 Absatz 4 keine Anwen-dung. 
	Wissenschaftliche Einrichtungen und Betriebseinheiten 
	Satzungen der Medizinischen Universität 
	(2) Die Grundlagensatzung regelt unter Beachtung der gesetzlichen Vorgaben insbesondere Aufgaben, Arbeitswei-sen und Zusammenwirken der Organe und Gremien der Medizinischen Universität, soweit nicht die Grundordnung nach Absatz 3 gilt. Die Grundlagensatzung regelt insbesondere Näheres über: 
	3. die Wirtschaftsführung nach § 9 Absatz 3, 
	5. die Organisationsstruktur nach § 31 Absatz 1. 
	§ 31 
	(2) Die Mitglieder des Aufsichtsrats nach § 25 Absatz 1 Nummer 1 und 4 bis 6 sowie die oder der Vorsitzende des Betriebsrats der Carl-Thiem-Klinikum Cottbus gGmbH bilden den Übergangsaufsichtsrat. Vor der Errichtung der Me-dizinischen Universität und bis zur Bestellung aller Mitglieder des Aufsichtsrats nach § 25 Absatz 1 nimmt der Über-gangsaufsichtsrat die Aufgaben des Aufsichtsrats wahr. Insofern dieses Gesetz eine Handlung des Vorstands oder Gründungsvorstands vorsieht, ist diese Handlung vor der Errichtung der Medizinischen Universität nicht erforderlich, um eine Entscheidung des Übergangsaufsichtsrats, insbesondere über die Zustimmung zum Wirtschaftsplan und den Abschluss von Verträgen, herbeizuführen. Der Übergangsaufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder unter ihrer jeweilig zuletzt bekannten Adresse eingeladen worden sind und mindestens drei Mitglieder an der Be-schlussfassung teilnehmen. Eine Teilnahme ist auch im Wege der elektronischen Kommunikation möglich. Der Be-schlussfähigkeit steht nicht entgegen, dass dem Übergangsaufsichtsrat weniger als die nach diesem Absatz vorgesehe-nen Mitglieder angehören. 
	(2) Die Mitglieder des Aufsichtsrats nach § 25 Absatz 1 Nummer 1 und 4 bis 6 sowie die oder der Vorsitzende des Betriebsrats der Carl-Thiem-Klinikum Cottbus gGmbH bilden den Übergangsaufsichtsrat. Vor der Errichtung der Me-dizinischen Universität und bis zur Bestellung aller Mitglieder des Aufsichtsrats nach § 25 Absatz 1 nimmt der Über-gangsaufsichtsrat die Aufgaben des Aufsichtsrats wahr. Insofern dieses Gesetz eine Handlung des Vorstands oder Gründungsvorstands vorsieht, ist diese Handlung vor der Errichtung der Medizinischen Universität nicht erforderlich, um eine Entscheidung des Übergangsaufsichtsrats, insbesondere über die Zustimmung zum Wirtschaftsplan und den Abschluss von Verträgen, herbeizuführen. Der Übergangsaufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder unter ihrer jeweilig zuletzt bekannten Adresse eingeladen worden sind und mindestens drei Mitglieder an der Be-schlussfassung teilnehmen. Eine Teilnahme ist auch im Wege der elektronischen Kommunikation möglich. Der Be-schlussfähigkeit steht nicht entgegen, dass dem Übergangsaufsichtsrat weniger als die nach diesem Absatz vorgesehe-nen Mitglieder angehören. 
	1. eine Vertreterin oder ein Vertreter der für die Hochschulen zuständigen obersten Landesbehörde, 
	4. eine sachverständige Person mit einschlägiger Expertise im Bereich Finanzen und Rechnungswesen, vorzugs-weise einer Universitätsklinik, 
	6. eine sachverständige Person mit einschlägiger Expertise im Bereich Digitalisierung, vorzugsweise einer Univer-sitätsklinik, 
	§ 34 
	2. die Professoralen Verantwortlichen nach Absatz 3 Satz 15, soweit diese bestellt sind, 
	2. die Professoralen Verantwortlichen nach Absatz 3 Satz 15, soweit diese bestellt sind, 
	4. eine Vertreterin oder ein Vertreter des akademischen Mittelbaus Medizinischer Fakultäten anderer Hochschulen und 
	(5) Soweit während der Gründungsphase eine ordnungsgemäße Besetzung der Berufungskommission nach § 12 die-ses Gesetzes und § 42 Absatz 2 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes nicht oder nicht vollständig möglich ist, können 
	2. die Gruppe der Akademischen Beschäftigten mit akademischem Personal Medizinischer Fakultäten anderer Hochschulen, 
	Den Vorsitz der Findungskommission hat die Vertreterin oder der Vertreter der für die Hochschulen zuständigen obers-ten Landesbehörde inne. Die Findungskommission erstellt jeweils eine Kandidatenliste für den Vorstand Krankenver-sorgung, für den Pflegevorstand, für den Digitalisierungsvorstand, für den Kaufmännischen Vorstand, für den Grün-dungsvorstand Wissenschaft und für den Gründungsvorstand Universitärer Strukturaufbau. Die Kandidatenlisten be-dürfen der Zustimmung aller Mitglieder und können jeweils bis zu drei Personen umfassen. Das für die Hochschulen zuständige Mitglied der Landesregierung bestellt im Einvernehmen mit dem Gründungsvorstand Wissenschaft die Pro-fessoralen Verantwortlichen für die Bereiche Forschung sowie Studium und Lehre nach § 22 Absatz 11 bis zu ihrer Wahl durch den Wissenschaftssenat. § 22 Absatz 9 Satz 5 gilt für die Abberufung des Gründungsvorstands Wissen-schaft und des Gründungsvorstands Universitärer Strukturaufbau entsprechend. 
	Die bilanziellen Auswirkungen des Übergangs des Vermögens und der Schulden der Carl-Thiem-Klinikum Cottbus gGmbH auf die Medizinische Universität erfolgen für die Stadt Cottbus/Chóśebuz ergebnisneutral durch Buchung ge-gen das Basisreinvermögen. 
	Die bilanziellen Auswirkungen des Übergangs des Vermögens und der Schulden der Carl-Thiem-Klinikum Cottbus gGmbH auf die Medizinische Universität erfolgen für die Stadt Cottbus/Chóśebuz ergebnisneutral durch Buchung ge-gen das Basisreinvermögen. 
	Einschränkung von Grundrechten 
	(zu § 1 Absatz 3) 
	I. Grundstücke und Gebäude 
	Gemarkung 
	Flurstück 
	(6) In der Gründungsphase sind für Berufungen auf eine Professur an der Medizinischen Universität mit öffentlicher Ausschreibung Findungskommissionen einzusetzen, auf die die Regelungen zur Berufungskommission nach Absatz 5, § 12 dieses Gesetzes und § 42 Absatz 2 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes entsprechende Anwendung finden. Diese Findungskommissionen betreiben zusätzlich aktive Rekrutierung. 
	Grundbuch von Spremberger Vorstadt Blatt 
	Grundbuch von Spremberger Vorstadt Blatt 
	Flur 
	18574 
	148 
	18574 
	152 
	5. alle anderen Dokumente und Daten, unabhängig davon, ob in Papierform oder elektronischer Form, die dem Be-triebsteil Kindertagesstätte zuzuordnen sind, einschließlich Zeichnungen, Handbücher, Werbematerial, Korres-pondenz und Listen,  
	Flur 
	Flur 
	150 
	151 
	Neue Rettungswache: 
	Anlage 1a 
	Anlage 1b 
	Anlage 1c 
	§ 1 Zweck des Betriebs gewerblicher Art 
	§ 1 Zweck des Betriebs gewerblicher Art 
	Zwecke des BgA sind: 
	– die Förderung der Erziehung, Volks- und Berufsbildung einschließlich der Studentenhilfe; 
	– die Förderung der Altenhilfe; 
	– die Feststellung, Heilung, Linderung oder Verhütung der Verschlimmerung von Krankheiten, Leiden oder Kör-perschäden, die Verhinderung und Vermeidung von Krankheitsrisiken sowie die Geburtshilfe durch hochquali-fizierte ärztliche und pflegerische Hilfeleistungen; 
	– Wahrnehmung von Aufgaben der gesundheitlichen Prävention und Gesundheitsfürsorge; 
	Anlage 2 
	§ 2 Selbstlosigkeit 
	§ 2 Selbstlosigkeit 
	§ 3 Mittelverwendung 
	§ 4 Begünstigungsverbot 
	§ 5 Auflösung des betriebs gewerblicher Art 
	§ 6 Rechtsform der Organisation 
	§ 7 Leiterin und Leiter des Betriebs gewerblicher Art 
	– die Unterstützung des Trägers des Rettungsdienstes bei der Erbringung rettungsdienstlicher Aufgaben (beispiels-weise durch die Gestellung von Notärzten); 
	Änderung des Brandenburgischen Hochschulgesetzes 
	Änderung des Brandenburgischen Hochschulgesetzes 
	1. § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 
	„Mit staatlicher Anerkennung findet § 7 Absatz 2 bis 5 des Brandenburgischen Universitätsmedizingesetzes vom 21. Juni 2024 (GVBl. I Nr. 30) in der jeweils geltenden Fassung auf die Hochschulklinik entsprechende Anwen-dung.“ 
	Artikel 3 
	1. Dem § 62 Absatz 5 wird folgender Satz angefügt:  
	2. § 92 wird wie folgt geändert: 
	§ 8 Inkrafttreten 
	1. Der Inhaltsübersicht wird folgende Angabe angefügt: 
	1. Der Inhaltsübersicht wird folgende Angabe angefügt: 
	2. Dem § 12 wird folgender Absatz 6 angefügt: 
	a) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 
	bb) In Nummer 3 wird der Punkt am Ende durch das Wort „und“ ersetzt. 
	b) In Absatz 5 werden nach Satz 1 folgende Sätze eingefügt: 
	4. Folgender § 40 wird angefügt: 
	Artikel 4 
	(2) Durch Artikel 4 Nummer 4 werden das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Absatz 1 des Grundgesetzes, Artikel 15 Absatz 1 der Verfassung des Landes Brandenburg), das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung (Artikel 2 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes) und das Grundrecht auf Datenschutz (Artikel 11 Absatz 1 der Verfassung des Landes Brandenburg) eingeschränkt. 
	(2) Durch Artikel 4 Nummer 4 werden das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Absatz 1 des Grundgesetzes, Artikel 15 Absatz 1 der Verfassung des Landes Brandenburg), das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung (Artikel 2 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes) und das Grundrecht auf Datenschutz (Artikel 11 Absatz 1 der Verfassung des Landes Brandenburg) eingeschränkt. 
	Inkrafttreten 
	Die Präsidentin des Landtages Brandenburg 
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